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3. Ranking Politische Bildung 
Kurzfassung 
Das 3. Ranking Politische Bildung 2019 misst den Stellenwert der politischen Bildung in Schulen der Sekun-
darstufe I und liefert einen quantitativen Vergleich der Bundesländer. Der empirische Indikator für die Rele-
vanz schulischer politischer Bildung ist die Stundentafelquote des Leitfaches der politischen Bildung. Sie 
erfasst, vereinfacht gesprochen, den Anteil politischer Bildung an der gesamten Lernzeit eines Bildungs-
gangs. 
Von einer Gleichwertigkeit des Rechts auf politische Bildung kann keine Rede sein. Die Bundesländer 
schneiden im Ranking Politische Bildung sehr unterschiedlich ab. Die Demokratie behandelt ihre jungen 
Bürgerinnen und Bürger bei der politischen Bildung sehr ungleich. Bund und Länder schenken der politi-
schen Chancengleichheit der jungen Generation wenig Aufmerksamkeit, wie man an Stundentafeln und 
Lehrplänen für die politische Bildung ablesen kann. 
Allerdings hat sich die Situation des Leitfaches der politischen Bildung an den Gymnasien gegenüber dem 
Vorjahr in drei Ländern quantitativ verbessert: Berlin, Sachsen und Nordrhein-Westfalen. Die nichtgymnasia-
len Schulformen bleiben demgegenüber deutlich zurück, hier ist nur für Berlin eine Verbesserung zu vermer-
ken. 
Unverändert ist die Lage in den Ländern auf den letzten Plätzen: Bayern, Thüringen und Rheinland-Pfalz. 
Mit Ausnahme der Aufsteiger Berlin und Sachsen bleiben auch die Mitglieder der Mittelmäßigkeitsgruppe 
beim Gymnasium konstant: Sachsen-Anhalt, Saarland, Mecklenburg-Vorpommern, Hamburg und Baden-
Württemberg. Bei den nichtgymnasialen Schulformen schneiden Baden-Württemberg und das Saarland 
jedoch besser ab. 
Kinder und Jugendliche sind hier und jetzt Bürgerinnen und Bürger mit politischem Interesse und Wunsch 
nach Mitbestimmung. Deshalb untersucht das 3. Ranking die Platzierung von politischer Bildung im Bil-
dungsgang (Kap. 2). Sechs Länder halten Kinder und Jugendliche lange von politischer Bildung fern: Thü-
ringen, das Saarland, Baden-Württemberg, Sachsen-Anhalt und Niedersachsen beginnen damit frühestens 
in Klasse 8, Bayern sogar erst in Klasse 10.  
Nicht nur der Beginn, sondern auch die Kontinuität des Politikunterrichts ist unbefriedigend. Nur in vier Län-
dern reicht das Stundenkontingent rechnerisch für einen durchgängig zweistündigen Politikunterricht am 
Gymnasium in drei Schuljahren (Niedersachsen, Sachsen, Hessen, Schleswig-Holstein), nur in einem Land 
für vier Jahre (Nordrhein-Westfalen). In Bayern, Thüringen und Rheinland-Pfalz ist die Zeit zu knapp, um 
zwei volle Schuljahre zu bedienen.  
Das 3. Ranking vergleicht erstmals die Lernzeit für politische Bildung mit der verbindlichen Zeit für Berufsori-
entierung einschließlich Schülerbetriebspraktikum, die zur ökonomischen Bildung zählt (Kap. 3). Die Fallstu-
dien für Niedersachsen und Baden-Württemberg belegen, dass vergleichsweise große Zeitkontingente für 
außerunterrichtliche Maßnahmen der Berufsorientierung vorgeschrieben sind. So steht in Niedersachsen für 
die obligatorische Berufsorientierung mehr Lernzeit zur Verfügung als für das Leitfach der politischen Bil-
dung. Für die Demokratiebildung existieren weder verbindliche Maßnahmen noch verlässliche Zeitkontingen-
te.  
Die Analyse der Daten zeigt erneut, dass die Bildungspolitik die sehr große Ungleichheit beim Erwerb von 
politischer Kompetenz und demokratischen Einstellungen in der Schule beseitigen muss. Das gilt auch hin-
sichtlich der Zeitressourcen für die politische Bildung und die Demokratiebildung im Vergleich zur obligatori-
schen Berufsorientierung.  
Vor dem Hintergrund unserer Ergebnisse fordern wir die Kultusministerkonferenz und die Länderministerien 
auf, die Chancengleichheit von Kindern und Jugendlichen bei der politischen Bildung durch die Vereinbarung 
und Umsetzung von drei Mindeststandards herzustellen: 
 Politische Bildung wird in der Sekundarstufe I durchgehend in allen Jahrgängen unterrichtet. 
 Das Leitfach der politischen Bildung umfasst mindestens vier Prozent der gesamten Lernzeit. 
 Für außerunterrichtliche Lernformen der politischen Bildung und der Demokratiebildung stehen  
mindestens fünf Unterrichtstage pro Schuljahr verbindlich zur Verfügung.  
  





Welche Position die politische Bildung in einem Bildungsgang hat, zeigt sich in der Stundentafel für eine 
bestimmte Schulform. Die Stundentafel definiert strukturelle und quantitative Eckpunkte der Bildungs- und 
Schulpolitik eines Landes. Die Position der politischen Bildung kann man allerdings erst dann angemessen 
beurteilen, wenn man sie im Ländervergleich betrachtet. 
Das leistet das Ranking Politische Bildung an allgemeinbildenden Schulen der Sekundarstufe I, das nun zum 
dritten Mal vorliegt. Das Ranking trägt wesentlich zur Transparenz der Politik der Landesregierungen im Feld 
der politischen Bildung bei.  
Das Ranking basiert auf der Stundentafelquote des Leitfaches der politischen Bildung an den Gymnasien 
und an weiteren Schulformen der Sekundarstufe I. Als empirischer Indikator zeigt die Stundentafelquote den 
prozentualen Anteil politischer Bildung an den Gesamtwochenstunden der Stundentafel für eine Schulform.  
Die auch durch das Ranking Politische Bildung 2017 und 2018 angestoßene öffentliche Diskussion hat in 
einigen Bundesländern zu bildungspolitischen Auseinandersetzungen und vornehmlich in Berlin und Sach-
sen zu Veränderungen im Bereich der schulischen politischen Bildung geführt.  
Seit dem 2. Ranking Politische Bildung 2018 haben sieben Bundesländer die Verordnungen der Stundenta-
feln für die Sekundarstufe I modifiziert, die im diesjährigen Ranking für das Gymnasium Auswirkungen ha-
ben (Kap. 4. und 5). Die Stundentafelquote für das Leitfach der politischen Bildung am Gymnasium hat sich 
in Berlin, Nordrhein-Westfalen und in Sachsen deutlich und in Bayern minimal verbessert. Leicht gesunken 
ist die Stundentafelquote für das Leitfach der politischen Bildung in Mecklenburg-Vorpommern. 
Im Ranking für die nichtgymnasialen Schulformen verzeichnet lediglich Berlin eine eindeutige Steigerung der 
Stundentafelanteile für das Leitfach der politischen Bildung und verbessert sich vom bisher letzten Platz auf 
eine Spitzenposition im Ranking. In Mecklenburg-Vorpommern kommt es durch die Neuordnung des Lernbe-
reiches und in Sachsen durch die Senkung der Gesamtwochenstunden aller Fächer zu leichten Modifikatio-
nen.  
Ab dem Schuljahr 2019/2020 wird zudem an sächsischen Schulen das Leitfach der politischen Bildung an 
Oberschulen und Gymnasien bereits ab Klasse 7 und nicht erst ab Klasse 9 unterrichtet. 
Neben dem verfügbaren Stundenkontingent ist auch die zeitliche Platzierung des Leitfachs der politischen 
Bildung im Verlaufe eines Bildungsgangs von Bedeutung. Das 3. Ranking Politische Bildung setzt hier einen 
Schwerpunkt und analysiert den möglichen Startzeitpunkt und die Kontinuität der politischen Bildung über 
die Schuljahre hinweg (Kap. 2). 
Ein zweiter Schwerpunkt der Analyse in diesem Jahr gilt den obligatorischen außerunterrichtlichen Formen 
von politischer Bildung im Vergleich zur Berufsorientierung samt Schülerbetriebspraktikum (Kap. 3). Die 
Relevanz, die die Bildungspolitik einem Schulfach zuschreibt, erschließt sich nicht nur im Ländervergleich 
und im Vergleich zu anderen Schulfächern (vgl. Gökbudak/Hedtke 2019). Auch ein Vergleich der Zeitkontin-
gente, die für außerunterrichtliches Lernen verbindlich zur Verfügung stehen, ist aufschlussreich. 
 
  




1 Zur Interpretation der Ergebnisse des Ranking Politische Bildung 
Auch das 3. Ranking Politische Bildung erfasst in einer quantitativen Analyse die prozentuale Stundentafel-
quote für das jeweilige Leitfach der politischen Bildung. Es misst die relative Bedeutung des Leitfaches der 
politischen Bildung als deren Anteil an der gesamten Unterrichtszeit der Sekundarstufe I, die die Bundeslän-
der in den Stundentafeln für die verschiedenen Schulformen festlegen und auf Lernbereiche und einzelne 
Schulfächer verteilen (vgl. Kap. 7). Das Ranking zeigt, welchen Stellenwert die politische Bildung in einem 
Bildungsgang insgesamt hat. Es macht keine Aussagen über die inhaltliche Umsetzung, etwa in den einzel-
nen Kernlehrplänen oder den Stundenplänen der Schulen. 
Wie seine Vorgänger vergleicht das 3. Ranking Politische Bildung die rechtlich verbindlichen bildungspoliti-
schen Vorgaben für die Verteilung von Lernzeit. Trotz der unten ausgeführten Relativierungen und der Not-
wendigkeit, die Praxis an den Schulen genauer zu untersuchen, ist der Stundentafelanteil ein bildungspoli-
tisch hoch relevanter Indikator: er belegt die relative Bedeutung, die die Bildungspolitik dem Leitfach der 
politischen Bildung in Form von obligatorischer Lernzeit zumisst. Wie der Landeshaushalt den politischen 
Willen des Gesetzgebers in Form von Haushaltskapiteln und deren Finanzausstattung ausdrückt, so kommt 
in Stundentafeln der bildungspolitische Wille in Form von Schulfächern und deren Wochenstunden zum 
Ausdruck. Das bildungspolitische Engagement der Landesregierungen für die politische Bildung ist sehr 
unterschiedlich ausgeprägt. 
Die Stundentafeln, die die Kultusministerien erlassen, bestimmen den Namen, den zeitlichen Umfang des 
Leitfaches der politischen Bildung und seine Platzierung in den Jahrgangsstufen. Die Kernlehrpläne be-
schreiben die inhaltliche Grundstruktur des Leitfaches. Beide zusammen bringen den bildungspolitischen 
Willen des Gesetzgebers zum Ausdruck. Selbstverständlich kann man daraus nicht einfach auf die reale 
Lage an der einzelnen Schule schließen. 
Bei genauerer Betrachtung fällt auf, dass es zwischen dem Namen eines Schulfaches und den inhaltlichen 
Vorgaben der Kernlehrpläne teils deutliche Diskrepanzen gibt. So enthält der Bremer Lehrplan für das Fach 
Politik am Gymnasium in erheblichem Umfang auch Themenbereiche zu Wirtschaft und Gesellschaft, der 
gymnasiale Plan für Sozialkunde in Mecklenburg-Vorpommern umfasst auch Recht. Im Fach „Poli-
tik/Wirtschaft“ am Gymnasium in Nordrhein-Westfalen lag der Anteil von politischen Themenbereichen sogar 
unter einem Drittel. 1 
Diskrepanzen bestehen auch zwischen den Stundentafeln und den Stundenplänen in den Schulen. Im 
2. Ranking Politische Bildung haben wir am Beispiel Schleswig-Holstein gezeigt, dass die Praxis der Schu-
len wesentlich unbefriedigender sein kann als der vergleichsweise positive Eindruck glauben lässt (Gökbu-
dak/Hedtke 2019). Denn die Stundentafel verpflichtete die Schulen nicht einmal dazu, das Leitfach der politi-
schen Bildung überhaupt auf den Stundenplan zu setzen. Das Leitfach kann also gar nicht oder nur selten 
unterrichtet werden, obwohl es in der Stundentafel steht. Nach Aussagen des Kieler Bildungsministeriums 
wurde das Fach Wirtschaft/Politik 2017/18 in der Mittelstufe im Durchschnitt nur mit 2,8 Wochenstunden 
(Gemeinschaftsschule) bzw. 3 Wochenstunden (Gymnasium) unterrichtet (dpa 2020). 
Für eine differenzierte Einschätzung der Lage der politischen Bildung muss man auch den Stellenwert des 
jeweiligen Leitfaches der politischen Bildung im Vergleich zu anderen Fächern innerhalb eines Bundeslan-
des berücksichtigen. Das haben wir im 2. Ranking Politische Bildung exemplarisch für Nordrhein-Westfalen 
analysiert. Zwar liegt NRW im bundesweiten Vergleich in der Spitzengruppe, aber innerhalb des Landes 
relativiert sich diese Position, liegt doch der Stundentafelanteil für das Schulfach Politik bzw. Wirtschaft-
Politik deutlich unter dem durchschnittlichen Stundentafelanteil aller Fächer.  
Aus einem vergleichsweise guten Abschneiden eines Landes im bundesweiten Ranking Politische Bildung 
kann man also nicht schließen, dass die politische Bildung in diesem Bundesland gut aufgestellt ist. Dazu 
braucht man landesspezifische Detailanalysen, die die Kernlehrpläne und den Vergleich zum Lernzeitvolu-
                                                     
1 Vgl. die Studie zum Politikunterricht in Nordrhein-Westfalen von Gökbudak und Hedtke, 2017. 




men anderer Fächer heranziehen sowie den fachspezifischen Unterrichtsausfall und den Anteil fachfremd 
erteilten Unterrichts berücksichtigen (vgl. Kap. 6). Beides sind Indikatoren für die Qualität der politischen 
Bildung in der Schule. 
Das verdeutlicht das Beispiel Nordrhein-Westfalen. Schon im 2. Ranking Politische Bildung fiel NRW durch 
einen einzigartig hohen Anteil fachfremden Unterrichts auf (Gökbudak/Hedtke 2019, Kap. 9). Das 3. Ranking 
zeigt, dass Politik in NRW wesentlich häufiger fachfremd unterrichtet wird als andere Fächer und dass dieser 
Missstand seit über neun Jahren anhält. Das indiziert den geringen Stellenwert der Fächer der politischen 
Bildung in vielen Schulen und die Vernachlässigung der Qualitätssicherung für die politische Bildung durch 
die Schulaufsicht. 
2 Im Fokus 1: 
Politik ist nichts für Kinder?  
Die Platzierung politischer Bildung im Bildungsgang 
Kinder und Jugendliche sind schon hier und heute Bürgerinnen und Bürger der gegenwärtigen Gesellschaft 
(van Deth 2005: 6).2 Schon Grundschulkinder geben politischen Themen und Problemen eine Bedeutung, 
sie können sie erkennen und sind politisch interessiert (van Deth 2007: 116-118). Die große Mehrheit der 
Kinder und Jugendlichen findet mehr Mitbestimmung in Schule, Wohnumfeld und Gemeinde sowie auf Lan-
des- und Bundesebene wichtig oder sehr wichtig (Deutsches Kinderhilfswerk 2018: 36-40). Das verlangt 
nicht nur eine demokratische Schulstruktur, sondern auch mehr politische Bildung, wie fast 90 Prozent der 
Erwachsenen fordern, und knapp die Hälfte verlangt, dass politische Bildung bereits in der Grundschule 
beginnt (Deutsches Kinderhilfswerk 2017: 15-17). Dafür sprechen gute Gründe, denn die politische Soziali-
sation beginnt schon im Grundschulalter und die Unterschiede im politischen Wissen, die auch von der  
sozio-ökonomischen Herkunft abhängen, verfestigen sich in der weiteren Entwicklung zum Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen (Reinders 2016: 96-97).  
Die Wünsche von Kindern und Jugendlichen und das wissenschaftliche Wissen über ihre politische Entwick-
lung sprechen dafür, eher früher als später mit der politischen Bildung in der Schule zu beginnen. Deshalb 
hat die zeitliche Platzierung des politischen Unterrichts in der Sekundarstufe I eine hohe Bedeutung. Das 
berücksichtigen die Bundesländer in ihren Stundentafeln auf sehr unterschiedliche Weise, es gibt große 
Unterschiede (vgl. Abbildung 1).  
Den zeitlichen Verlauf, also die Platzierung des Leitfaches in den Jahrgängen, haben wir exemplarisch für 
das Gymnasium untersucht. Die Abbildung gruppiert die Länder nach dem potentiell frühesten Start für die 
politische Bildung, denn letztlich entscheiden Schulleitungen, Schul- oder Fachkonferenzen über die Platzie-
rung. Die Darstellung berücksichtigt auch die laut Stundentafel verfügbare Wochenstundenzahl.  
Aus der Analyse der Platzierung politischer Bildung im Bildungsgang ergeben sich vier Ländergruppen. Im 
Saarland und Thüringen beginnt das Leitfach der politischen Bildung erst ab Klasse 9, in Bayern wird es nur 
im 10. Jahrgang angeboten. Damit liegt Bayern auch in diesem Vergleich auf dem letzten Platz, politische 
Bildung steht hier nur in einem Schuljahr auf dem Stundenplan. Im Saarland gibt es kein anderes Fach, in 
Bayern und Thüringen nur ein einziges weiteres Fach, das in der Schullaufbahn so spät beginnt. Die politi-
sche Bildung wird in diesen Ländern also auch durch die „Verspätung“ im Bildungsgang vernachlässigt. 
Eine zweite Gruppe startet mit dem Unterricht in politischer Bildung in der Jahrgangsstufe 8: Baden-
Württemberg, Niedersachsen und Sachsen-Anhalt. Die dritte Gruppe beginnt mit dem Politikunterricht in 
Klasse 7, dazu gehören Sachsen, Berlin, Hamburg, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern und Rhein-
                                                     
2 Als Kinder bezeichnen wir hier die unter 14-Jährigen, als Jugendliche die 14- bis 18-Jährigen. Schulen der Sekundarstufe I 
werden von 10- bis 16-Jährigen, also überwiegend von Kindern besucht. Formen wie die sechsjährige Grundschule lassen wir unbe-
rücksichtigt. 




land-Pfalz. In diesen beiden Gruppen reicht das Stundenkontingent aber nur in Niedersachsen und Sachsen 
für einen dreijährigen Politikunterricht mit durchgängig zwei Wochenstunden. 
Neben der Erhöhung der Wochenstunden wird nun an sächsischen Gymnasien auch der Beginn der politi-
schen Bildung auf den Jahrgang 7 vorgezogen. Noch vor einem Schuljahr wurde das Leitfach nur in den 
Jahrgängen 9 und 10 unterrichtet. Neu ist andererseits auch, dass politische Bildung in der 10. Klasse nur 
noch fakultativ angeboten wird (vgl. Kap. 7).  
Die vierte Gruppe von Bundesländern ermöglicht den Schulen, das Stundenkontingent für das Leitfach der 
politischen Bildung auf die Stundenpläne der Jahrgangsstufen 5-9 bzw. 5-10 zu verteilen. Sie besteht aus 
den vier Ländern Bremen, Hessen, Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen. Die Stundenkontingente 
reichen in Hessen, Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen für dreieinhalb bzw. vier Schuljahre Politik-
unterricht mit zwei Stunden wöchentlich. Zu dieser Gruppe zählen formal auch die Bundesländer Berlin und 
Brandenburg, da dort die Sekundarstufe I nur die Jahrgänge 7 bis 10 umfasst, das Leitfach der politischen 
Bildung also durchgängig in dieser Schulstufe angeboten werden kann. Bei durchgängig zwei Wochenstun-
den reicht das Stundenkontingent in beiden Ländern für zwei bzw. für zwei und ein Drittel Schuljahre.  
Abbildung 1:  
Platzierung der politischen Bildung nach Jahrgängen am Gymnasium 2019 
Eigene Darstellung nach den Stundentafeln der Bundesländer. Zahlen in den Balken zeigen die Wochenstunden laut Stundentafel, die 
Balkenlänge illustriert, wie lange das Fach durchgängig zweistündig unterrichtet werden kann (Fachkontinuität in Schuljahren). Die 
punktierten Balken markieren die weiteren Jahrgangsstufen, auf die das Fach verteilt werden kann. Beides zusammen ergibt den ma-
ximalen Fachzeitraum. ▲ Ausdehnung des Fachunterrichts auf jüngere Jahrgänge im Erhebungsjahr, ► Erhöhung des Stundentafelan-
teils im Erhebungsjahr. 
Bemerkenswert ist der Befund, dass drei Viertel der Bundesländer die Jahrgangsstufen 5 und 6 völlig politik-
frei halten. Für die i. d. R. etwa zehn- bis zwölfjährigen Kinder kommt politische Bildung in der Schule de 
facto nicht vor. Sie haben nicht die Chance, sich mit politischen Problemen und aktuellen Ereignissen in der 
Bundesland Jahrgänge mit möglichem Fachunterricht im Leitfach der politischen Bildung 
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Schule auseinanderzusetzen, mit anderen darüber zu kommunizieren, sie kritisch zu reflektieren und sich 
ein eigenes Urteil zu bilden. Von einem Fünftel der Länder wird politische Bildung den Schülerinnen und 
Schüler auch in den Jahrgangsstufen 7 und 8 vorenthalten, weil das Leitfach der politischen Bildung erst 
später beginnt. 
Die Bundesländer Bayern und Thüringen rangieren nach wie vor ganz weit hinten. Das gilt schulformüber-
greifend für den Zeitplan nach Jahrgängen ebenso wie für den Stundentafelanteil (vgl. Tabelle 1). Nach bei-
den Kriterien bleiben diese beiden Bundesländer bereits im dritten Jahr in Folge die Schlechtesten der politi-
schen Bildung in der Sekundarstufe I.  
Neben dem potenziellen Startzeitpunkt des Politikunterrichts ist auch seine Kontinuität über die Schuljahre 
hinweg ein wichtiger Indikator für Relevanz und Qualität der schulischen politischen Bildung. Deshalb haben 
wir ihn in die Analyse aufgenommen und rechnerisch als maximal mögliche Schuljahre mit zwei Wochen-
stunden Unterricht im Leitfach der politischen Bildung dargestellt (potenzielle Fachkontinuität in Schuljahren, 
vgl. Abbildung 1). Nur in vier Ländern reicht das Stundenkontingent für eine dreijährige Fachkontinuität, also 
einen durchgängig zweistündigen Politikunterricht während drei Schuljahren (Niedersachsen, Sachsen, Hes-
sen, Schleswig-Holstein), nur in einem Land für vier Jahre (Nordrhein-Westfalen). Thüringen bietet maximal 
ein Schuljahr, Bayern schafft nicht mal das, Rheinland-Pfalz kommt gerade auf eineinhalb Schuljahre. Acht 
Länder bieten ein mittleres, für mindestens zwei Unterrichtsjahre ausreichendes Kontingent: Saarland, Ba-
den-Württemberg, Sachsen-Anhalt, Berlin, Hamburg, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern und Bremen. 
3 Im Fokus 2 
Bildung für den Beruf, Bildung für die Demokratie?3 
In der Domäne der sozialwissenschaftlichen Fächer hat schulische Bildung ganz überwiegend die Form von 
Unterricht. Deswegen konzentriert sich das Ranking Politische Bildung auf den empirischen Vergleich von 
Stundentafeln und die verbindlichen Vorgaben für den Fachunterricht. Im diesjährigen Ranking untersuchen 
wir erstmals auch, welche außerunterrichtlichen Veranstaltungen und Angebote in der sozialwissenschaftli-
chen Domäne der Sekundarstufe I obligatorisch sind, um die Position der politischen Bildung in einen größe-
ren Kontext zu stellen und so besser einschätzen zu können. Im außerunterrichtlichen Bereich haben die 
obligatorischen Maßnahmen zur Berufsorientierung und vor allem das verpflichtende Schülerbetriebsprakti-
kum eine herausragende Stellung. Obligatorische außerschulische Elemente für die politische Bildung gibt 
es nicht.  
3.1 Berufsorientierung 
Wir analysieren im Folgenden die Lernzeiten für Berufsorientierung und Praktikum exemplarisch für Nieder-
sachsen und Baden-Württemberg und vergleichen sie mit dem Leitfach der politischen Bildung. Länderüber-
greifende Empfehlungen zur Beruflichen Orientierung mit Grundsätzen, Zielen, Maßnahmen und Strukturen 
hat die Kultusministerkonferenz verabschiedet (Kultusministerkonferenz 2017). Die Empfehlungen sehen 
gänzlich davon ab, den politischen und gesellschaftlichen Kontext von Beruflicher Orientierung zu themati-
sieren. In den Empfehlungen der Allianz für Aus- und Weiterbildung, die die Kultusministerkonferenz unter-
zeichnet hat, wird das Betriebspraktikum explizit der „sozioökonomischen Bildung“ zugeordnet (Allianz für 
Aus- und Weiterbildung 2017: 4). 
3.1.1 Niedersachsen 
Maßnahmen der Beruflichen Orientierung sind an den allgemein bildenden Schulen in Niedersachsen fä-
cherübergreifend fest im Schulalltag verankert. Ziel der zahlreichen Maßnahmen ist die Heranführung der 
                                                     
3 Dieses Kapitel bezieht sich auf Gökbudak 2020. 




Schülerinnen und Schüler zu einer begründeten Berufswahlentscheidung und letztlich die Aufnahme einer 
Berufstätigkeit am Ende der Schullaufbahn (MK NI 2018, Nr. 1). 
Das Niedersächsische Kultusministerium hat sieben obligatorische Maßnahmen der Beruflichen Orientierung 
festgelegt, die auch im Unterricht vor- und nachbereitet werden müssen: Praxistage in Form von individuali-
sierten Kompetenzfeststellungsverfahren, Zukunftstagen, berufspraktischen Projekten, Schülerbetriebsprak-
tika, Arbeit in Schülerfirmen, Besuchen von berufsbildenden Schulen, Besuchen von Hochschulinformations-
tagen und Bewerbungsvorbereitung (MK NI 2018, Nr. 2). Die Elemente der Beruflichen Orientierung müssen 
an Realschulen und Oberschulen im Umfang von mindestens 30 Tagen durchgeführt werden. Gesamtschule 
und Gymnasien sind verpflichtet, Maßnahmen von mindestens 25 Tagen durchzuführen (ebd., Nr. 6).  
Abbildung 2:  
Anteile von Politik-Wirtschaft, Beruflicher Orientierung und Demokratiebildung in 
Niedersachsen 
 
Eigene Darstellung. Stundentafelquoten für die Sek. I berechnet auf der Basis von MK NI 2018. GY: 
Gymnasium; non-GY: nichtgymnasiale Schulformen; mind.: obligatorisches Minimum. 
Das Schülerbetriebspraktikum bildet den Schwerpunkt der Beruflichen Orientierung im niedersächsischen 
Schulwesen. Zeitlich ist das Schülerbetriebspraktikum i. d. R. ab dem 8. Jahrgang angesiedelt und soll als 
Blockpraktikum im Umfang von 10 Unterrichtstagen absolviert werden (MK NI 2018, Nr. 2.2 & 6). An Gym-
nasien kann das Schülerpraktikum auch im Schuljahrgang 11 stattfinden (ebd., Nr. 6.4).  
Am Gymnasium belegt die Vorgabe für Berufliche Orientierung 2,1 Prozent der Gesamtstunden, die die 
Stundentafel für den Bildungsgang der Sekundarstufe I verbindlich vorsieht (Stundentafelquote; vgl. Kap. 8). 
An anderen Schulformen der Sekundarstufe I ist die Quote für die Berufsorientierung deutlich höher 
(2,7 Prozent; vgl. Abbildung 2). Der Anteil für das Fach Politik-Wirtschaft beträgt in Niedersachsen rund 
3,4 Prozent der Gesamtunterrichtszeit am Gymnasium (Stundentafelquote), in der übrigen Sekundarstufe I 
ist er mit 2,4 Prozent deutlich niedriger. Das Verhältnis dieser Stundentafelquoten belegt die hohe bildungs-
politische Wertschätzung, die der Berufsorientierung in Niedersachsen zukommt. Die Daten zeigen zugleich, 
dass die jungen Bürgerinnen und Bürger je nach Schulform sehr ungleich behandelt werden, Gymnasiastin-
nen und Gymnasiasten erhalten mehr politische Bildung als alle anderen (vgl. Kap. 7). 
Wie im gesamten Ranking, haben wir auch hier nur die obligatorischen Unterrichtsvorgaben berücksichtigt. 
Niedersächsische Schulen können darüber hinaus zahlreiche weitere Aktivitäten der Berufsorientierung an-
bieten, sie fließen aber nicht in die Analyse ein. Außerdem soll die Berufliche Orientierung zusätzlich auch 




überfachlich in den einzelnen Fächern thematisiert werden (MK NI 2018, Nr.1). Würde man auch dies einbe-
rechnen, würde die Stundentafelquote für die Berufliche Orientierung deutlich höher liegen.  
Es gibt eine Vielzahl an außerunterrichtlichen und außerschulischen Formen der politischen Bildung, die von 
professionellen Bildungsträgern angeboten werden, wie z. B. Exkursionen, Projekttage und -wochen, Parla-
mentssimulationen, politisch-soziale Praktika, Service Learning, Besuche von Landes-, Bundes- oder Euro-
paparlament, von Gedenkstätten und internationalen Begegnungsstätten usw. Wir fassen diese Formen hier 
der Einfachheit halber unter der Bezeichnung Demokratiebildung zusammen, verstehen dies aber als eine 
„technische“ Kategorie, die nicht mit konzeptionellen Ansätzen der Demokratiebildung gleichzusetzen ist.  
Anders als bei der Beruflichen Orientierung gibt es für diese Formen der Demokratiebildung weder ein Min-
destbudget an Lernzeit noch verbindliche Vorgaben für die Schulen. Die Stundentafelquote für Demokratie-
bildung liegt deshalb bei null Prozent (vgl. Abbildung 2). 
3.1.2 Baden-Württemberg 
Die Berufliche Orientierung ist ein verbindliches Bildungsziel an allen Schulformen in Baden-Württemberg ab 
Jahrgang 5 (Landeskonzept 2018: 13). Sie ist sowohl in unterrichtlichen als auch außerunterrichtlichen Ler-
narrangements fest verankert. Die Vorbereitung auf das Berufs- und Arbeitsleben ist ein überfachliches Leit-
ziel, welches schwerpunktmäßig in dem 2016 eingeführten Fach „Wirtschaft/ Berufs- und Studienorientie-
rung (WBS)“ vertieft werden soll. Des Weiteren sind je nach Schulform Maßnahmen der Beruflichen Orientie-
rung im Umfang von mindestens 16 bis 20 Unterrichtstagen obligatorisch vorgesehen (KM BW 2017). Insge-
samt gibt es vier obligatorische berufsorientierende Elemente in der Sekundarstufe I. Der erste Baustein 
besteht aus dem sogenannten „Tag der beruflichen Orientierung“, der mindestens einmal pro Schuljahr an 
den Schulen durchgeführt werden muss. Er wird von den einzelnen Schulen eigenständig gestaltet und kann 
für Informationsveranstaltungen, aber auch zur Selbstreflexion hinsichtlich der beruflichen Wünsche, Mög-
lichkeiten und Planungen der Schülerinnen und Schüler verwendet werden (ebd. Nr. 2.3).  
Die Durchführung von mindestens zehn Praxistagen ist ein zweiter obligatorischer Baustein der berufsorien-
tierenden Maßnahmen, der auch ein mindestens fünftägiges Praktikum umfasst (ebd. Nr. 3). Die Praxistage 
und insbesondere das Praktikum sollen den Schülerinnen und Schülern berufsweltspezifische Praxiserfah-
rungen vermitteln und einen qualifizierten Übergang von der Schule in die Arbeitswelt bzw.in das Studium 
ermöglichen (Landeskonzept Berufliche Orientierung BW, Nr. 3.2). 
Der dritte Baustein besteht aus sechs weiteren Einzelmaßnahmen der Ausbildungs- und Studienorientie-
rung, die im Gesamtumfang von vier Unterrichtstagen an allgemeinbildenden Gymnasien und Gemein-
schaftsschulen obligatorisch sind. Dazu zählen Selbsttests zur Studienorientierung, der Besuch von Ausbil-
dungs- und Studienbotschafterinnen und -botschaftern an der Schule, die Teilnahme am Studieninformati-
onstag, die Auseinandersetzung mit eigenen Fähigkeiten, Interessen, Werten und Zielen, das Recherchieren 
zu Berufen, Studien- oder Ausbildungsgängen und Elemente externer Beratung und Information zur Ausbil-
dungs- und Studienorientierung (KM BW 2017, Nr. 3.1.2). 
Laut einer Verwaltungsvorschrift des Kultusministeriums ist die Kooperation der Schulen mit externen Part-
nern ausdrücklich erwünscht. Als Kooperationspartner genannt werden u. a. Sozialpartner, Kammern und 
Verbände sowie Unternehmen, Behörden, Angehörige freier Berufe, Hochschulen, Werkstätten für Men-
schen mit Behinderung sowie Einrichtungen der überbetrieblichen beruflichen Bildung (ebd. Nr.1). Ein „zent-
rales Anliegen“ sind Bildungspartnerschaften von Schulen und Unternehmen, jede allgemein bildende Schu-
le soll eine Bildungspartnerschaft mit mindestens einem Unternehmen bzw. Betrieb „aufbauen und pflegen“ 
(Landeskonzept 2018, Nr. 3.1.4). 
An den Gymnasien in Baden-Württemberg sind obligatorische Maßnahmen der Beruflichen Orientierung von 
insgesamt 20 Unterrichtstagen vorgesehen. Das ist das Minimum, das alle Schulen erfüllen müssen. Die 
einschlägige Verwaltungsvorschrift enthält darüber hinaus optionale ergänzende Maßnahmen, die der beruf-
lichen Praxiserfahrung dienen sollen (KM BW 2017, Nr. 3.3). Zusätzlich können die einzelnen Schulen ent-
scheiden, ob sie noch weitere fakultative Angebote im Rahmen der Beruflichen Orientierung umsetzen, wie 




z. B. Informationsveranstaltungen oder weitere Angebote der Berufsberatung usw. Für die obligatorischen 
Elemente der Beruflichen Orientierung sind rund 1,7 Prozent der Gesamtstunden der Sekundarstufe I vorge-
sehen (Stundentafelquote).  
Abbildung 3:  
Anteile von Gemeinschaftskunde, Beruflicher Orientierung und Demokratiebil-
dung in Baden-Württemberg 
 
Eigene Darstellung. Stundentafelquoten für die Sekundarstufe I berechnet auf der Basis von KM BW 
2017 und Landeskonzept 2018. GY: Gymnasium; non-GY: nichtgymnasiale Schulformen; mind.: obliga-
torisches Minimum. 
Bei der Berechnung der Stundentafelquote für Berufsorientierung wurde das Schulfach „Wirtschaft/ Berufs- 
und Studienorientierung (WBS)“ nicht berücksichtigt (Stundentafelquote für WBS 1,6 Prozent). Man kann 
aber davon ausgehen, dass am Gymnasium mehr als ein Fünftel der Unterrichtszeit des Faches für Berufs-
orientierung verwendet werden soll (Landesinstitut für Schulentwicklung 2017: V). Rechnet man diese Zeit in 
die Stundentafelquote für die Berufliche Orientierung ein, steigt sie auf rund 2,1 Prozent. Zum Vergleich: Für 
Gemeinschaftskunde, das Leitfach der politischen Bildung, stehen in Baden-Württemberg 2,1 Prozent zur 
Verfügung (siehe Abbildung 3).  
Wie in Niedersachsen gibt es auch in Baden-Württemberg für die Sekundarstufe I keine obligatorischen 
Elemente der außerunterrichtlichen oder außerschulischen Demokratiebildung, ihre Stundentafelquote be-
trägt deshalb null Prozent.  
3.2 Schülerbetriebspraktikum und politische Bildung 
Das Schülerpraktikum ist ein zentraler Bestandteil der schulischen Berufsorientierung in Deutschland, es 
wird länderübergreifend praktiziert. Beim Schülerpraktikum handelt es sich um eine Schulveranstaltung, die 
durch jeweiliges Landesrecht geregelt wird. Die einzelnen Bundesländer haben für das Schülerbetriebsprak-
tikum, teilweise in Kooperation mit externen Partnern aus der Wirtschaft, Landeskonzepte und Handreichun-
gen entwickelt, an denen sich Lehrkräfte orientieren können. Wir stellen im Folgenden vergleichend dar, 
welches Gewicht jedes Bundesland dem Betriebspraktikum in gymnasialen und nichtgymnasialen Bildungs-
gängen der Sekundarstufe I zumisst, und vergleichen dessen Position mit der Position des Leitfaches der 
politischen Bildung. 
Die Grundlage unserer Untersuchung bilden rechtsverbindliche landesspezifische Gesetze, Richtlinien, 
Rahmenvorgaben und Verwaltungsvorschriften für Schülerpraktika. Einige Bundesländer verankern das 
Schülerpraktikum auch in Bildungsplänen und Curricula für einzelne Schulfächer. So ist z. B. in Baden-




Württemberg seit der Implementierung der Bildungspläne für das neue, schulformübergreifende Fach „Wirt-
schaft/ Berufs- und Studienorientierung (WBS)“ die „Berufliche Orientierung“ eine verbindliche Leitperspekti-
ve an allen baden-württembergischen allgemeinbildenden Schulen und eng an dieses Fach gebunden (vgl. 
KM BW 2017). Konzeptionell ist das Schülerpraktikum als ein fester Bestandteil der „Beruflichen Orientie-
rung“ mit dem Fach WBS verknüpft.  
Abbildung 4: Anteil des Schülerbetriebspraktikums an der Gesamtlernzeit am Gymnasium (Sek I) 
 
Eigene Darstellung. Stundentafelquoten für das zeitliche Minimum des obligatorischen Schülerbetriebsprakti-
kums am Gymnasium. In der Karte nicht sichtbare Daten: Berlin 0,0 %; Bremen 0,8 %; Hamburg 2,5 %. 
Für die Berechnung der Stundentafelquote für das Schülerpraktikum haben wir nur die reinen Praktikumsta-
ge berücksichtigt. In die Berechnung sind die Zeiten für die Vor- und Nachbereitung im (Fach-)unterricht 
nicht eingegangen. Damit beschränkt sich die vorliegende Studie in erster Linie auf die allgemeinen organi-
satorischen Rahmenbedingungen für die Praktikumsdurchführung.  




Viele Länderministerien geben zwar einen rechtlichen Rahmen für die Mindestdauer von Schülerpraktika 
vor, gewähren den einzelnen Schulen aber sehr viel Ermessungsspielraum bei der organisatorischen Fest-
legung der Dauer und Häufigkeit von Schülerpraktika. So können die Schulen die Praktikumsdauer relativ 
autonom bestimmen, soweit sie den zeitlichen Mindestumfang nicht unterschreiten.  
Neben dem obligatorischen Schülerbetriebspraktikum führen die Bundesländer vermehrt zusätzliche Schü-
lerpraktika als Block- oder Tagespraktika ein. Baden-Württemberg, Bayern, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen und Saarland haben darüber hinaus Langzeitpraktika eingeführt. In Nordrhein-Westfalen können 
die Schülerinnen und Schüler der Hauptschule und ggf. der Gesamtschule so z. B. ein wöchentlich ein bis 
zwei Tage umfassendes Langzeitpraktikum machen, das ein Jahr dauert (vgl. ebd.; APO SI NRW 2019, § 4 
Abs. 2). An den übrigen Tagen nehmen sie am regulären Schulunterricht teil. 
Abbildung 5:  
Ausbau des Leitfaches politischer Bildung und des Betriebspraktikums  
am Gymnasium 
 
Eigene Darstellung. Erfassung der zeitlichen Änderungen in allen Bundesländern in der Sekundarstufe I 
des Gymnasiums zwischen 2016/17 und 2019 berechnet als zusätzlich zugewiesene Stundentafelquo-
ten. 
Das Gymnasium ist die einzige Schulform in der Sekundarstufe I, die in allen Bundesländern vertreten ist. 
Deshalb eignet es sich gut für einen länderübergreifenden Vergleich (siehe Abbildung 4). Im Jahr 2019 ist 
das Schülerbetriebspraktikum in der Sekundarstufe I am Gymnasium in zwölf Bundesländern obligatorisch, 
drei Jahre zuvor waren es noch sieben. Die Zeit für das Betriebspraktikum wurde in den Bundesländern 
Baden-Württemberg, Bremen, Hamburg, Sachsen-Anhalt und Thüringen erhöht, während nur drei Bundes-
länder den Unterricht für die politische Bildung ausgebaut haben (siehe Abbildung 5).  
Das stützt den Befund, dass die Bildungspolitik zunehmend mehr Lernzeit für die ökonomische Bildung vor-
sieht. So ist etwa am Gymnasium in Hamburg der Anteil des Schülerpraktikums an den Gesamtstunden der 
Sekundarstufe I größer als der Anteil für das Leitfach der politischen Bildung. 
Besonders stark und umfangreich ist das Schülerpraktikum in der Sekundarstufe I der nichtgymnasialen 
Schulformen (siehe Abbildung 6). Mit Ausnahme von Bayern ist es dort in allen Bundesländern obligatorisch. 
So dauert das Schülerpraktikum in Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt län-
ger als 20 Unterrichtstage. In Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern verbringen die Schülerinnen und 
Schüler mehr Zeit im Praktikum als im Unterricht des Leitfaches der politischen Bildung. In den übrigen Bun-
desländern sehen die Vorgaben zwar mehr Zeit für politische Bildung als für das Schülerpraktikum vor, aber 
die Schulen können die obligatorische Mindestdauer meist deutlich überschreiten. 




Abbildung 6:  
Anteil des Schülerbetriebspraktikums an der Gesamtlernzeit in der nichtgymnasialen Sekundarstufe I 
 
Eigene Darstellung. Stundentafelquoten für das zeitliche Minimum des obligatorischen Schülerbetriebsprakti-
kums. In der Karte nicht sichtbare Daten: Berlin 1,3 %; Bremen 0,8 %; Hamburg 2,5 %. Z. T. Durchschnittswerte 
für nichtgymnasiale Schulformen eines Landes. 
 
  




4 Ranking für das Gymnasium 
Für das Gymnasium ergibt die empirische Analyse nach wie vor eine klare und deutlich strukturierte Rang-
ordnung der Bundesländer bei der Stellung der politischen Bildung in der Stundentafel. Das Rangstruktur 
besteht aus einer kleinen Gruppe von drei Ländern, die weit hinter den Median zurückfallen, einem breiten 
unteren Mittelfeld mit fünf Ländern, die mit deutlichem Abstand unter dem Median bleiben, einer ambitionier-
teren Gruppe des oberen Mittelfelds mit fünf Ländern, die deutlich über dem Median liegen, sowie einer klei-
nen Spitzengruppe von drei Ländern (vgl. Abbildung 7). 
Abbildung 7:  
Ranking Politische Bildung am Gymnasium 2019 (Sekundarstufe I) 
 
BB Brandenburg, BE Berlin, BW Baden-Württemberg, BY Bayern, HB Bremen, HE Hessen, HH Ham-
burg, MV Mecklenburg-Vorpommern, NI Niedersachsen, NW Nordrhein-Westfalen, RP Rheinland-Pfalz, 
SH Schleswig-Holstein, SL Saarland, SN Sachsen, ST Sachsen-Anhalt, TH Thüringen. 
Mit den Plätzen 16, 15 und 14 bilden Bayern, Thüringen und Rheinland-Pfalz wie in den Vorjahren die Grup-
pe der weit Unterdurchschnittlichen (vgl. Tabelle 1). Diese Länder gewähren der politischen Bildung sehr 
wenig Unterrichtszeit. Zu einer minimalen Veränderung der Stundentafelquote kam es in Bayern (von 
0,53 auf 0,54 Prozent). Dieser Effekt basiert nicht auf einer Erhöhung der Stundentafelanteile des Leitfa-
ches, sondern auf der Verringerung der Gesamtwochenstunden aller Fächer. Trotz dieser marginalen Ver-
besserung bildet Bayern weiterhin mit großem Abstand das Schlusslicht in Sachen politischer Bildung am 
Gymnasium.  
Das untere Mittelfeld bilden Sachsen-Anhalt, Saarland, Mecklenburg-Vorpommern, Hamburg und Baden-
Württemberg. Die Einzelwerte liegen hier sehr dicht beieinander. Einen leichten Rückgang der Stundentafel-
quote verzeichnet Mecklenburg-Vorpommern. Dies folgt aus dem neuen Zuschnitt des Lernbereiches und 
der veränderten Verteilung seiner Gesamtwochenstunden auf die einzelnen Fächer Arbeit-Wirtschaft-
Technik, Geografie, Geschichte, Sozialkunde und Weltkunde.  
Berlin, Sachsen, Bremen, Brandenburg und Niedersachsen gehören zum oberen Mittelfeld, sie verankern 
das Leitfach der politischen Bildung vergleichsweise gut in der Stundentafel. Berlin und Sachsen rangierten 
seit dem ersten Ranking Politische Bildung im unteren Mittelfeld und belegten die Plätze 11 (BE) und 
12 (SN). Mit Wirkung ab dem Schuljahr 2019/2020 wurden in beiden Bundesländern die Wochenstunden für 




das jeweilige Leitfach erhöht, was zu einer Verbesserung der Stundentafelquote führte. In der Kategorie 
Gymnasium sind Berlin und Sachsen die Aufsteiger des Jahres 2019.  
Das Leitfach der politischen Bildung befindet sich am Gymnasium in Schleswig-Holstein, Hessen und Nord-
rhein-Westfalen relativ betrachtet in der besten Position. In Nordrhein-Westfalen wurde das bisherige Fach 
Politik/Wirtschaft durch das Fach Wirtschaft-Politik abgelöst, das neue Leitfach der politischen Bildung hat 
einen höheren Stundentafelanteil und somit auch eine höhere Stundentafelquote (vgl. Kap. 8). 
Bayern bietet ein Beispiel für die systematische Vernachlässigung politischer Bildung in der Stundentafel 
ohne Anzeichen von Verbesserungen. Bayerischen Gymnasiastinnen und Gymnasiasten gewährt die 
Staatsregierung weniger als ein Achtel dessen für politische Bildung, was die Landesregierungen von Nord-
rhein-Westfalen, Hessen und Schleswig-Holstein ihren Lernenden am Gymnasium anbieten.  
Ebenfalls randständig bleibt die politische Bildung aber auch in sieben weiteren Ländern. Thüringen, Rhein-
land-Pfalz, Sachsen-Anhalt, Saarland, Mecklenburg-Vorpommern, Hamburg und Baden-Württemberg wei-
sen im besten Fall nur knapp über 2 Prozent ihrer gesamten Lernzeit dem Fach der politischen Bildung zu.  
Tabelle 1: Rangplätze der politischen Bildung am Gymnasium 2019 (Sek. I) 
Rang Bundesland Quote2019 Schulfach 
Quote 
Vorjahr 
11 Bayern 0,5% Politik und Gesellschaft 0,5 % 
10 Thüringen 1 % Sozialkunde 1 % 
9 Rheinland-Pfalz 1,7 % Sozialkunde 1,7 % 
8 Sachsen-Anhalt 2 % Sozialkunde 2 % 
7 Saarland 2,1 % Sozialkunde 2,1 % 
7 Mecklenburg-Vorpommern 2,1 % Sozialkunde 2,2 % 
7 Hamburg 2,1 % Politik-Gesellschaft-Wirtschaft 2,1 % 
7 Baden-Württemberg 2,1 % Gemeinschaftskunde 2,1 % 
6 Berlin ▲ 3 % Politische Bildung 2,1 % 
5 Sachsen ▲ 3,1 % Gemeinschaftskunde/Rechtserziehung/Wirtschaft 2 % 
5 Bremen 3,1 % Politik 3,1 % 
4 Brandenburg 3,3 % Politische Bildung 3,3 % 
3 Niedersachsen 3,4 % Politik-Wirtschaft 3,4 % 
2 Schleswig-Holstein 4,3 % Wirtschaft/Politik 4,3 % 
1 Hessen 4,4 % Politik und Wirtschaft 4,4 % 
1 Nordrhein-Westfalen ▲ 4,4 % Wirtschaft-Politik 3,8 % 
Ranking nach Stundentafelquoten für das Leitfach; Median = 2,6 %. ▲ Erhöhung gegenüber Vorjahr. 
Das Ranking zeigt für 2019, dass die Wertschätzung der schulischen politischen Bildung in den Bundeslän-
dern nach wie vor sehr unterschiedlich ist. Die Landesregierungen und Schulministerin haben keine gemein-
same Vorstellung von der Bedeutung der politischen Bildung im Gymnasium. Das ist ein bedenklicher Be-
fund. Denn die Länder übernehmen mit ihren Stundentafeln und Bildungsplänen eine Verantwortung für die 
politische Bildung als Grundlage der Demokratie in ganz Deutschland und nicht nur für ihr Bundesland.  
Dieser gesamtgesellschaftlichen Verantwortung für die Bildung der jungen Bürgerinnen und Bürger kommen 
Bayern, Thüringen und Rheinland-Pfalz mit Blick auf die dafür verfügbare Lernzeit nicht oder nur sehr be-
grenzt nach. Auch Sachsen-Anhalt, Saarland, Mecklenburg-Vorpommern, Hamburg und Baden-




Württemberg nehmen diese Bildungsaufgabe in ihren Stundentafeln nicht wirklich ernst. Berlin und Sachsen 
dagegen haben die politische Bildung am Gymnasium deutlich gestärkt. 
5 Ranking für nichtgymnasiale Schulformen 
Für die nichtgymnasialen Schulformen der Sekundarstufe I wurden die durchschnittlichen Stundentafelquo-
ten als arithmetisches Mittel für jedes Bundesland berechnet. Diese Ergebnisse ermöglichen einen Vergleich 
mit der Bedeutung der politischen Bildung am Gymnasium im selben Bundesland (vgl. Abbildung 8).  
Auch in diesem Jahr ergibt sich hier eine klare Strukturierung des Länderfeldes in fünf Gruppen: besonders 
Defizitäre, deutlich Unterdurchschnittliche, Mittelmäßige, Ambitionierte und Spitzengruppe.  
Bayern belegt auch hier den letzten Platz. Die Gruppe der stark Unterdurchschnittlichen besteht aus Thürin-
gen und Rheinland-Pfalz. Weit hinter dem Median bleiben auch Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sach-
sen und Sachsen-Anhalt zurück, sie bilden das untere Mittelfeld. Die Länder Baden-Württemberg, Branden-
burg, Niedersachsen und Hessen gehören zum oberen Mittelfeld, das beim Median oder leicht darüber liegt. 
Die Spitzengruppe besteht aus Bremen, dem Saarland, dem Aufsteiger des Jahres 2019 Berlin sowie den 
beiden Erstplatzierten Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein. Sie hatten schon 2018 die Spitzenposi-
tion inne. 
Abbildung 8:  
Ranking Politische Bildung an nichtgymnasialen Schulformen 2019 (Sekundarstufe I) 
 
BB Brandenburg, BE Berlin, BW Baden-Württemberg, BY Bayern, HB Bremen, HE Hessen, HH 
Hamburg, MV Mecklenburg-Vorpommern, NI Niedersachsen, NW Nordrhein-Westfalen, RP Rhein-
land-Pfalz, SH Schleswig-Holstein, SL Saarland, SN Sachsen, ST Sachsen-Anhalt, TH Thüringen. 
Die Durchschnittswerte täuschen allerdings in den Fällen Hessen, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen 
über Unterschiede zwischen den nichtgymnasialen Schulformen hinweg. Die Stundentafelquote für das Leit-
fach der politischen Bildung an der hessischen Realschule liegt bei 3,4 Prozent, an der Gesamtschule nur 
bei 2,3 Prozent. Realschule und Oberschule in Niedersachsen haben eine Quote von 2,3 Prozent, die Ge-




samtschule dagegen 3,5 Prozent. Weniger ausgeprägt sind die Differenzen in NRW mit 3,2 Prozent für die 
Gesamtschule und 3,7 Prozent für die Realschule. 
Auffällig ist, dass vier von fünf ostdeutschen Ländern der politischen Bildung im Schulunterricht sehr wenig 
Raum geben und deutlich hinter dem Median zurückbleiben.  
Die Neuregelungen anderer Bundesländer bewirken, dass Sachsen im Ranking der nichtgymnasialen Schul-
formen zurückfällt. Ab dem Schuljahr 2019/2020 wird jedoch an sächsischen Oberschulen das Leitfach der 
politischen Bildung bereits ab der siebten Klasse statt bisher ab der neunten unterrichtet. Allerdings ist das 
Leitfach Gemeinschaftskunde/Rechtserziehung in der 10. Jahrgangstufe nicht mehr obligatorisch, die Schu-
len müssen zwei der Fächer Geschichte, Gemeinschaftskunde/Rechtserziehung oder Geographie anbieten. 
Aufgrund des fakultativen Charakters des Leitfaches im Jahrgang 10 berücksichtigt das Ranking die zusätz-
lichen zwei Wochenstunden nicht. 
Berlin hat auch an der nichtgymnasialen Schulform das Fach Politische Bildung neugeordnet und verzeich-
net damit die auffälligste Veränderung im diesjährigen Ranking. Die Wochenstunden des Leitfaches wurden 
an den Integrierten Sekundarschulen von ursprünglich 1,3 Wochenstunden auf nun 4 Wochenstunden ver-
dreifacht, was zu einer Zunahme der Stundentafelquote von 1,1 Prozent auf 3,2  Prozent führt. Damit steigt 
Berlin von der letzten auf die zweitbeste Position nach Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein. 
Tabelle 2: Rangplätze der politischen Bildung an nichtgymnasialen Schulformen 2019 (Sek. I) 
Rang Bundesland Quote2019 Erfasste Schulformen 
Quote 
Vorjahr 
13 Bayern  1,1 % Realschule 1,1 % 
12 Thüringen  1,5 % Gemeinschaftsschule, Gesamtschule, Regelschule 1,5 % 
11 Rheinland-Pfalz  1,7 % Gesamtschule 1,7 % 
10 Hamburg  1,9 % Stadtteilschule 1,9 % 
9 Mecklenburg-Vorpommern  1,9 % Regionale Schule, Gesamtschule 1,9 % 
8 Sachsen  2,1 % Oberschule 2,1 % 
7 Sachsen-Anhalt  2,1 % Gesamtschule, Sekundarschule 2,1 % 
6 Baden-Württemberg  2,6 % Gemeinschaftsschule, Realschule 2,6 % 
6 Brandenburg  2,6 % Gesamtschule, Oberschule 2,6 % 
5 Niedersachsen  2,7 % Gesamtschule, Oberschule, Realschule 2,7 % 
4 Hessen  2,8 % Gesamtschule, Realschule 2,8 % 
3 Bremen  3,0 % Oberschule 3,0 % 
2 Saarland  3.2 % Gemeinschaftsschule 3,1 % 
2 Berlin ▲ 3,2 % Integrierte Sekundarschule 1,1 % 
1 Nordrhein-Westfalen  3,5 % Gesamtschule, Realschule 3,5 % 
1 Schleswig-Holstein  3,5 % Gemeinschaftsschule 3,5 % 
Ranking nach dem arithmetischen Mittel der Stundentafelquoten für das Leitfach; Median = 2,4 %. ▲ Verbesserung. 
Wie unterscheiden sich die Lernzeiten für das Leitfach der politischen Bildung zwischen Gymnasien und 
anderen Schulformen der Sekundarstufe I? In neun Bundesländern haben die Schülerinnen und Schüler, die 
nicht das Gymnasium besuchen, weniger Unterricht in politischer Bildung als Gymnasiastinnen und Gymna-
siasten (Stundentafelquote). Besonders stark ist dieser Unterschied in Hessen, Sachsen, Nordrhein-
Westfalen, Schleswig-Holstein, Niedersachsen und Brandenburg. Keine oder kaum Differenzen findet man 




in Rheinland-Pfalz, Bremen, Sachsen-Anhalt, Berlin und Mecklenburg-Vorpommern. Nur vier Bundesländer 
sehen deutlich mehr politische Bildung in der Stundentafel von nichtgymnasialen Schulformen vor: Saarland, 
Bayern, Thüringen und Baden-Württemberg. 
Aus unserer Sicht ist diese bildungspolitische Ungleichbehandlung in der schulischen politischen Bildung mit 
der politischen Gleichheit aller Bürgerinnen und Bürger in der Demokratie nicht vereinbar. Wir sind über-
zeugt, dass alle jungen Bürgerinnen und Bürger das gleiche Recht auf politische Bildung haben. 
Aus den jeweiligen bildungspolitischen Kulturen, die der Vergleich der Stundentafeln offenlegt, kann man 
nicht unmittelbar auf die Praxis der politischen Bildung schließen. Wir müssen die bildungspolitische Kultur 
von der schulpraktischen Kultur unterscheiden. Bei den schlecht abschneidenden Ländern ist es allerdings 
unwahrscheinlich, dass die Lage der politischen Bildung an den Schulen de facto besser ist als in den Stun-
dentafeln angezeigt. Bei den formal-quantitativ vergleichsweise gut und sehr gut rangierenden Ländern da-
gegen kann es sehr wohl sein, dass die Realität in den Schulformen und Schulen schlechter ist, als es der 
prozentuale Anteil in den Stundentafeln erwarten lässt. Was im einzelnen Land und der jeweiligen Schulform 
in der Praxis der Fall ist, können nur länderbezogene Studien ermitteln.  
6 Kommentare zu den Bundesländern 
Auch das 3. Ranking Politische Bildung unterfüttert den quantitativen Vergleich anhand von Stundentafel-
quoten mit Kommentaren aus einzelnen Bundesländern. Sie ergänzen und vertiefen die Analyse des Ran-
king auf der Ebene eines Bundeslands und aus der Sicht dortiger Akteure. Dazu haben wir die Landesvor-
stände der Deutschen Vereinigung für Politische Bildung (DVPB) im Vorfeld angeschrieben. In Kooperation 
mit den fachlich einschlägigen Professuren und Arbeitsbereichen der jeweiligen Universitäten haben einige 
von ihnen kurze Stellungnahmen verfasst; wir verweisen aber auch auf die Darstellungen im 2. Ranking 
Politische Bildung für 2018, die zum Teil nach wie vor aktuell sind (Gökbudak/Hedtke 2019: 34-39). Die Lan-
deskommentare für das Jahr 2019 drucken wir im Folgenden ab. Unsere eigenen Ergänzungen zum Land 
Berlin haben wir aus Gründen der Übersichtlichkeit hier eingefügt. 
Berlin 
Das Land Berlin hat die Stundentafeln der allgemein bildenden Schulen mit Wirkung zum Schuljahr 
2019/2020 überarbeitet und räumt dem Fach Politische Bildung formal mehr Unterrichtszeit ein. Fast zeit-
gleich baut Nordrhein-Westfalen die ökonomische Bildung deutlich aus (MSB 2018). Einige Jahre zuvor 
setzte Baden-Württemberg mit dem Bildungsplan 2016 eine Politik für mehr ökonomische Bildung um und 
führte u. a. das Fach „Wirtschaft/ Berufs- und Studienorientierung (WBS)“ ein. 
Zur angemessenen Einordnung der Berliner Entwicklung müssen mehrere Aspekte berücksichtigt werden, 
die den ersten Eindruck etwas relativieren. Das Land Berlin startet mit seiner Politik für politische Bildung an 
allgemein bildenden Schulen von einem niedrigen Niveau. 2017 und 2018 belegte Berlin in den Rankings 
Politische Bildung gemeinsam mit den Bundesländern Bayern, Thüringen und Rheinland-Pfalz jeweils die 
letzten Plätze. 
Die neue Stundentafel stellt allen Berliner Schulformen der Sekundarstufe I insgesamt 4 Wochenstunden für 
das Leitfach der politischen Bildung zur Verfügung. Das verbessert die durchschnittliche Stundentafelquote 
der nichtgymnasialen Schulformen von 1,1 Prozent auf 3,2 Prozent, womit Berlin im Ranking zur Spitzen-
gruppe aufschließt.  
Berliner Gymnasien haben durch die Neuregelung der Stundentafel in der Sekundarstufe I nun 60 Prozent 
mehr Unterrichtszeit im Fach Politische Bildung. Dies entspricht umgerechnet einer Unterrichtstunde Fach-




unterricht pro Woche. Die Berliner Gymnasien lassen zwar dadurch die unteren Plätze hinter sich, bewegen 
sich jedoch im diesjährigen Ranking nicht über das obere Mittelfeld hinaus. 
Das Fach Politische Bildung ist Teil des Lernbereichs Gesellschaftswissenschaften, dessen für Geschichte, 
Geographie und Politische Bildung vorgesehene Unterrichtsstunden zugunsten von Politischer Bildung um-
verteilt wurden. Das Mehr an politischer Bildung geht also auf Kosten historischer und geographischer Bil-
dung. Es ist zu erwarten, dass dies an den Schulen Herausforderungen und Konflikte mit sich bringen wird. 
Offen ist, ob und wie Lehrkräfte mit einer Ausbildung in Geschichte oder Geographie der politischen Bildung 
in ihrem Unterricht mehr Raum geben werden. Die Erfahrung aus anderen Bundesländern zeigt, dass dies 
ein inhaltlich wie personell sehr schwieriger Prozess sein kann, der oft zum Nachteil der politischen Inhalte 
ausgeht.  
Zwar hat das Land Berlin das Fach Politische Bildung durch mehr Unterrichtszeit aufgewertet. Damit ist aber 
die inhaltliche Qualität des Unterrichts noch nicht gesichert, weil dafür eine ausreichende Zahl an Fachlehr-
kräften benötigt wird. Wir wissen aus anderen Bundesländern, dass kein anderes Fach so häufig fachfremd 
unterrichtet wird wie das Leitfach der politischen Bildung (siehe Kap. 8). Zahlen für Berlin fehlen; der Län-
derkommentar aus Nordrhein-Westfalen analysiert die dort vorliegenden Daten. 
Brandenburg 
Die Auswertung der Schuldatenerhebung 2017/18 (Stichtag: 04.10.2017) durch das Ministerium für Bildung, 
Jugend und Sport belegt, dass das Fach Politische Bildung an vielen Schulen nicht lehrplan-konform unter-
richtet wird. Der Landesverband der DVPB und das Ministerium sind im Gespräch über Handlungsstrategien 
zur Stärkung des Faches Politische Bildung in der Sekundarstufe I. 
Die Schulen der Sekundarstufe I sollen sicherstellen, dass das Fach Politische Bildung ab Schuljahr 2019/20 
in der Doppeljahrgangsstufe 7/8 unterrichtet wird Das Ministerium will dazu Daten erfassen. Perspektivisch 
soll das Fach gleichgewichtig mit Geschichte und Geografie in der Stundentafel vertreten sein. Der Unter-
richt soll zunehmend durch Fachlehrer*innen erteilt werden. Die Schulen sollen durch Fortbildung der Leh-
rer*innen unterstützt werden. Das Ministerium steht mit vielen Akteuren, darunter auch mit dem DVPB-
Landesverband, im Austausch über ein Landeskonzept zur Demokratiebildung und -erziehung, das die 
KMK-Empfehlungen zur Demokratiebildung unterstützen und die Aktivitäten von Akteuren der politischen 
Bildung bündeln soll. 
Erste Rückmeldungen aus Brandenburger Schulen zeigen, das Bewegung in den Schulalltag gekommen ist. 
An Schulen wird diskutiert, wie das Fach Politische Bildung in Klasse 7 und/oder 8 in die Stundentafel auf-
genommen und inhaltlich gestaltet werden soll. Stundentafeln und schulinterne Curricula werden entwickelt. 
Rosemarie Naumann 
Hamburg 
Alle Hamburger Stadtteilschulen und Gymnasien bieten in der Sekundarstufe I ein teilweise breites Angebot 
ergänzender Aktivitäten an, die der politischen Bildung zugeordnet werden können. 
Neben der politischen Bildung im Fach Politik-Gesellschaft-Wirtschaft oder dem dieses Fach beinhaltenden 
Lernbereich Gesellschaftswissenschaften gibt es in den Hamburger Bildungsplänen noch weitere Anteile 
politischen Unterrichts in der Sekundarstufe I: 
 Im Wahlpflichtbereich an Gymnasien und Stadtteilschulen werden die Fächer Wirtschaft und Recht mit 
entsprechenden Inhalten angeboten. 
 Der Wahlpflichtbereich an Stadtteilschulen bietet vertiefend die Fächer Geographie und Geschichte an, 
hier werden auch politische Inhalte integriert. 




 Fächerübergreifende Profilklassen der Stadtteilschulen werden auch im Bereich der politisch-
gesellschaftlichen Bildung angeboten und erweitern damit die politische Bildung. 
 In den fächerübergreifenden Aufgabengebieten, die in den Schulinternen Curricula organisiert werden, 
finden sich politische Inhalte in den Bereichen „Sozial- und Rechtserziehung“, „Interkulturelle Erziehung“, 
„Umwelterziehung“ und „Globales Lernen“. 
 Der Lernbereich „Arbeit und Beruf“ beinhaltet einige, in erster Linie ökonomische Aspekte der politischen 
Bildung. 
In verschiedenen Projekten und Wettbewerben wie „Demokratisch Handeln“, „Junior-Wahl“, „tincon“, „Ju-
gend debattiert“ und „Schülerforum“ stehen zudem politische Inhalte im Mittelpunkt. 
Eine Bestandsaufnahme des Integrationsfaches Gesellschaft an Stadtteilschulen steht immer noch aus. 
Tilman Grammes 
Nordrhein-Westfalen 
Die Befunde und Feststellungen zu Nordrhein-Westfalen aus dem Ranking Politische Bildung 2018 gelten im 
Wesentlichen auch für 2019. Darüber hinaus bietet Nordrhein-Westfalen ein Exempel für den Widerspruch 
zwischen einer Spitzenposition im Ranking nach der Stundentafelquote und einem sehr schlechten Ab-
schneiden beim Einsatz von Fachlehrkräften für die politische Bildung.  
Abbildung 9:  
Fachfremd erteilter Unterricht nach Schulformen und Fächern in NRW im Schuljahr 
2018/19 
 
Eigene Darstellung und Berechnung nach MSB 2019a: 132-134. Fachfremd wird in der NRW-
Schulstatistik definiert als Unterricht durch Lehrkräfte ohne Lehrbefähigung für das unterrichtete 
Fach. 
Ein wichtiger Indikator für die Qualität des Unterrichts sind die fachliche und fachdidaktische Ausbildung der 
Lehrkräfte (z. B. Kleickmann et al. 2013) sowie der Einsatz von Lehrkräften für eben die Schulfächer, für die 
sie ausgebildet wurden. Darüber entscheiden in Nordrhein-Westfalen die Schulleitungen, zum einen über die 
Stundenplanung, zum anderen über die Einstellung von Lehrkräften. Die Landesregierung und die ihr nach-




geordneten Behörden der Schulaufsicht haben eine Qualitätssicherungspflicht. In der Sekundarstufe I wer-
den die Fächer Politik, Politik/Wirtschaft und neuerdings Wirtschaft-Politik in einem hohen Ausmaß fach-
fremd von Lehrkräften unterrichtet, die eine Lehrbefähigung für andere Fächer haben. Es gibt an den Schul-
formen dieser Schulstufe kein anderes Schulfach, das auch nur annähernd so häufig fachfremd erteilt wird 
(vgl. Abbildung 9). 
Abbildung 10:  
Fachfremder Unterricht im Leitfach der politischen Bildung im Vergleich zu allen 
Fächern in NRW (Schuljahre 2009/10 und 2018/19) 
 
Eigene Darstellung und Berechnung nach MSW 2010: 83, und MSB 2019a: 132-134; 
HS = Hauptschule; RS = Realschule; GE = Gesamtschule; GY = Gymnasium. 
Auch wenn man die Fächer des gesellschaftswissenschaftlichen Lernbereichs insgesamt betrachtet – Ge-
schichte, Erdkunde/Geographie und das jeweilige Leitfach der politischen Bildung – ergibt sich kein besse-
res Bild. Die Quote fachfremden Unterrichts für politische Bildung ist in Hauptschule, Realschule, Gesamt-
schule und Gymnasium mit Abstand die höchste. Dabei handelt es sich um ein strukturelles Phänomen, 
denn die Fachfremdquote für politische Bildung ändert sich seit neun Schuljahren kaum, sie verschlechtert 
sich im Gegenteil noch weiter in den Schulformen Hauptschule/Realschule. Die Benachteiligung der politi-
schen Bildung bei der Versorgung mit Fachlehrkräften hat in Nordrhein-Westfalen systemische Qualität, 
wenngleich vieles darauf hindeutet, dass dies auch für andere Bundesländer zutrifft (vgl. Abbildung 10). 
Hinzu kommt, dass ein klares und sich über die Jahre hinweg verschärfendes asymmetrisches Verhältnis 
der Fachfremdquote von Hauptschule und Realschule gegenüber Gesamtschule und Gymnasium existiert. 
Die schlechte Versorgung mit Fachlehrkräften für die politische Bildung wirkt als sozialer Katalysator der 
politischen Bildung in NRW: Kinder und Jugendliche aus höheren Sozialschichten erhalten eine (potenziell) 
bessere politische Bildung als die aus den unteren Sozialschichten. Diese systematische Benachteiligung 
untergräbt die Bildungschancen im Bereich der politischen Bildung vor allem in jenen Bevölkerungsgruppen, 
für die schulische politische Bildung häufig eine besondere kompensatorische Funktion übernimmt, da hier 
die Anteile an Neueingewanderten hoch sind. 
Bettina Zurstrassen, Andrea Szukala, Iris Witt 





Der DVPB-Landesverband ist mit dem Bildungsministerium im Gespräch, um Möglichkeiten einer Verbesse-
rung der Stundensituation des Faches Sozialkunde auszuloten. Die Rankings Politische Bildung und das 
schlechte Abschneiden Thüringens haben dazu geführt, dass im Zuge der Revision der Rahmenstundentafel 
auch über den Stellenwert politischer Bildung nachgedacht wird. Konkrete Veränderungen zeichnen sich 
jedoch noch nicht ab. Das Fach hat in Thüringen insbesondere mit der Betonung politischer Bildung als 
schulische Querschnittsaufgabe und einer bildungspolitischen Konzentration auf außerschulische Träger 
politischer Bildung zu tun, die im Rahmen von Projekten politische Bildung an Schule betreiben (vgl. Gökbu-
dak/Hedtke 2019: 39 f.). 
Im Schuljahr 2018/2019 unterrichteten 847 Lehrerinnen und Lehrer Sozialkunde an Thüringer Schulen. Da-
mit ist in den letzten Jahren ein leichter Aufwärtstrend zu verzeichnen. Trotz dieser Verbesserungen bleibt 
die Lage angespannt: Von den Sozialkundelehrkräften unterrichteten 43 Prozent fachfremd, im Schuljahr 
2014/2015 waren es noch 54 Prozent. 
Das Betriebspraktikum ist fester Bestandteil der Berufsorientierung in Thüringen. Es ist an das Fach Wirt-
schaft-Recht gebunden und wird dort vorbereitet, begleitet und ausgewertet. Verpflichtend sind grundsätzlich 
Maßnahmen des „Lernens am anderen Ort“, sofern diese durch die Schulkonferenz beschlossen werden. 
Eine verpflichtende Wahrnehmung von außerschulischen Angeboten politischer oder sozio-ökonomischer 
Bildung ergibt sich daraus nicht.  
Michael May 
7 Informationen zur Methode 
Die folgenden Informationen unterstützen eine angemessene Interpretation der Ergebnisse des Ranking 
Politische Bildung; dazu dienen auch die Übersichten über die Daten der einzelnen Länder im Anhang.  
Bekanntlich verlangt jedes Ranking nicht nur eine radikale Reduzierung der diversen und komplexen Reali-
täten, die es miteinander vergleichen will, und eine Konzentration der Analyse auf sehr wenige Aspekte. Ein 
Ranking wird vielmehr überhaupt erst dadurch möglich, dass man die reale Vielfalt methodisch ordnet, kate-
gorisiert und vergleichbar macht. Beides ist notwendigerweise mit methodischen Entscheidungen und mit 
Informationsverlust verbunden. Das gilt ganz besonders, wenn man sich auf einen quantitativen Indikator 
beschränkt. Wie wir bei unserem Vergleich mit der Komplexität der politischen Bildung zwischen den Schul-
formen und den Bundesländern umgegangen sind, erläutern wir weiter unten. 
Die Datenbasis für das Ranking umfasst die Daten aus den Stundentafeln der allgemeinbilden Schulen. Das 
sind die Wochenstunden, deren Verteilung auf die Jahrgangsstufen und die Gesamtwochenstundenzahl für 
die jeweiligen Jahrgangsstufen der Sekundarstufe I. Die Kernlehrpläne für die Leitfächer der politischen Bil-
dung und die Unterrichtszeitäquivalente der obligatorischen außerunterrichtlichen Lernarrangements wurden 
nicht berücksichtigt. Eine Ausnahme davon macht der exemplarische Vergleich mit Berufsorientierung und 
Schülerbetriebspraktikum in Kapitel 3. Wir rechnen die Wochenstunden der Stundentafeln auf der Basis 
eines Normschuljahrs mit 40 Unterrichtswochen in Unterrichtsstunden à 45 Minuten um und erhalten so das 
Unterrichtszeitvolumen (VU). Solange nicht anders vermerkt, erfolgen die Angaben in Unterrichtsstunden. 
Für das Erstellen des Rankings wurden die Wochen(unterrichts)stunden (S) in den ministeriell vorgegebe-
nen Stundentafeln für die Leitfächer der politischen Bildung analysiert (Strukturanalyse) und die einzelnen 
Stundentafelquoten berechnet. Wir ermitteln die Stundentafelquote für das Leitfach der politischen Bildung 
(QS) als den prozentualen Anteil der durchschnittlichen Wochenstunden für das Leitfach der politischen 
Bildung an allen Wochenstunden der Sekundarstufe I (SG). Genauso definieren wir auch die Stundentafel-
quote für die Berufliche Orientierung und das Schülerbetriebspraktikum. Deren obligatorische Mindestlern-




zeit wird zwar nicht direkt in den Stundentafeln definiert, sondern durch Erlasse oder Verwaltungsvorschrif-
ten bestimmt. Diese Mindestlernzeiten gehen aber faktisch zu Lasten der Gesamtzahl der Wochenstunden 
SG. Wir rechnen sie in Wochenstunden um (Wochenstundenäquivalente SBO), können so Stundentafelquo-
ten der Beruflichen Orientierung bzw. des Betriebspraktikums ermitteln (QSBO) und sie mit den Stundentafel-
quoten für das Leitfach der politischen Bildung (QSPB) vergleichen. 
Im Ranking repräsentiert ist jeweils das Leitfach der politischen Bildung mit insgesamt 41 Schulfachfällen. 
Die Kultusministerien benennen das Leitfach bekanntlich sehr unterschiedlich (Anhang, Tabelle 3 und Tabelle 
4). In der Reihenfolge der Häufigkeit und mit mindestens drei Fällen sind dies für die hier erfassten Schul-
formen: Sozialkunde, Politik bzw. Politische Bildung, Kombinationen Politik X Wirtschaft, Gemeinschaftskun-
de samt Kombinationen mit Recht bzw. Wirtschaft. Diese Gruppe umfasst 35 Schulfachfälle. Stichtag für die 
Erhebung der Rohdaten war der 08.12.2019. 
Zwingend aufgenommen wurden die Fächer der politischen Bildung, die die Stundentafeln explizit dem 
Lernbereich Gesellschaftswissenschaften zuordnen. Beim seltenen Fall von vollständig integrativ angelegten 
Fächern – etwa Gesellschaftslehre an Gesamtschulen in Rheinland-Pfalz – wurden deren Wochenstunden 
entsprechend des Sozialkundeanteils am Gymnasium berechnet. Unterschiedliche inhaltliche Gewichtungen 
innerhalb des jeweiligen Faches, etwa durch im Lehrplan vorgegebene Bereiche wie Politik, Wirtschaft, Ge-
sellschaft und Recht oder Inhaltsfelder oder Schulstundenvorgaben für einzelne Themenbereiche, gehen 
nicht in die Analyse ein. 
In jedem Bundesland wurde das Gymnasium erfasst. Die Vielfalt von Sonderformen des Gymnasiums in 
einzelnen Bundesländern konnte nicht berücksichtigt werden. Neben dem Gymnasium wurde mindestens 
eine weitere Schulform der Sekundarstufe I erfasst, nicht eingegangen ist die Hauptschule. 
  





Tabelle 3: Erfasste Schulfächer am Gymnasium (Sekundarstufe I) 
Bundesland Fachbezeichnung des Leitfachs 
Baden-Württemberg  Gemeinschaftskunde 
Bayern  Politik und Gesellschaft 
Berlin  Politische Bildung 
Brandenburg  Politische Bildung 
Bremen  Politik 
Hamburg  Politik-Gesellschaft-Wirtschaft 
Hessen  Politik und Wirtschaft 
Mecklenburg-Vorpommern  Sozialkunde 
Niedersachsen  Politik-Wirtschaft 
Nordrhein-Westfalen  Wirtschaft-Politik 
Rheinland-Pfalz  Sozialkunde 
Saarland  Sozialkunde 
Sachsen  Gemeinschaftskunde/Rechtserziehung/Wirtschaft 
Sachsen-Anhalt  Sozialkunde 
Schleswig-Holstein  Wirtschaft/Politik 
Thüringen  Sozialkunde 
 
  




Tabelle 4: Erfasste Schulfächer in der nichtgymnasialen Sekundarstufe I 
Bundesland Schulform Fachbezeichnung des Leitfachs 
Baden-Württemberg  Realschule Gemeinschaftskunde 
 Gemeinschaftsschule Gemeinschaftskunde 
Bayern  Realschule Sozialkunde 
Berlin  Integrierte Sekundarschule Politische Bildung 
Brandenburg  Gesamtschule & Oberschule Politische Bildung 
Bremen  Oberschule Politik 
Hamburg  Stadtteilschule Politik-Gesellschaft-Wirtschaft 
Hessen  Realschule Politik und Wirtschaft 
 Gesamtschule Politik und Wirtschaft 
Mecklenburg-Vorpommern  Regionale Schule Sozialkunde 
 Gesamtschule Sozialkunde 
Niedersachsen  Realschule Politik 
 Oberschule Politik 
 Gesamtschule Politik-Wirtschaft 
Nordrhein-Westfalen  Realschule Politik 
 Gesamtschule Politik 
Rheinland-Pfalz  Gesamtschule Gesellschaftslehre 
Saarland  Gemeinschaftsschule Sozialkunde 
Sachsen  Oberschule Gemeinschaftskunde/Rechtserziehung 
Sachsen-Anhalt  Sekundarschule Sozialkunde 
 Gesamtschule Sozialkunde 
Schleswig-Holstein  Gemeinschaftsschule Weltkunde 
Thüringen  Gemeinschaftsschule Sozialkunde 
 Regelschule Sozialkunde 
 Gesamtschule Sozialkunde 
 
  




Tabelle 5: Schülerpraktikum und Leitfach der politischen Bildung am Gymnasium (Sek I) 
Bundesland Obligatorisches Schülerpraktikum Leitfach der politi-schen Bildung 
 Unterrichtstage Quote % 
Quote 
% 
Baden-Württemberg 5 0,4 2,1 
Bayern 0 0,0 0,5 
Berlin 0 0,0 2,0 
Brandenburg 15 0,8 3,3 
Bremen 10 0,8 3,1 
Hamburg 30 2,5 2,1 
Hessen 10 0,8 4,3 
Mecklenburg-Vorpommern 25 2,1 2,2 
Niedersachsen 10 0,8 3,4 
Nordrhein-Westfalen 10 0,8 3,8 
Rheinland-Pfalz 0 0,0 1,7 
Saarland 0 0,0 2,1 
Sachsen 10 0,8 2,0 
Sachsen-Anhalt 10 0,8 2,0 
Schleswig-Holstein 5 0,4 4,3 
Thüringen 5 0,4 1,0 
 
  




Tabelle 6: Schülerpraktikum und Leitfach der politischen Bildung an nichtgymnasialen Schulformen 
(Sek I)4 
Bundesland Obligatorisches Schülerpraktikum Leitfach der politi-schen Bildung 
 Unterrichtstage Quote % 
Quote 
% 
Baden-Württemberg  5 0,4 2,6 
Bayern  0 0,0 1,1 
Berlin  15 1,3 1,1 
Brandenburg  10 0,8 2,6 
Bremen  10 0,8 3,0 
Hamburg  30 2,5 1,9 
Hessen  20 1,7 3,4 
Mecklenburg-Vorpommern  25 2,1 1,9 
Niedersachsen  10 0,8 2,2 
Nordrhein-Westfalen  10 0,8 3,7 
Rheinland-Pfalz  10 0,8 1,7 
Saarland  15 1,3 3,2 
Sachsen  10 0,8 2,1 
Sachsen-Anhalt  20 1,7 2,1 
Schleswig-Holstein  10 0,8 3,5 









                                                     
4 In Bundesländern mit mehreren nichtgymnasialen Schulformen wurde die Realschule, in MV, ST und TH die Gesamtschule berück-
sichtigt. 










                                                     
5 Bei Angabe der separat ausgewiesenen Wochenstunden für das Leitfach gilt der Berechnungsfaktor 1. Sofern keine anderen Rege-
lungen vorliegen, wurden die einzelnen Fächer des Lernbereiches gleichgewichtig berücksichtigt.   
Baden-Württemberg 
 Realschule Gemeinschaftsschule Gymnasium 
Leitfach der politi-
schen Bildung 





































Jg. 7-10 Jg. 7-10 Jg. 8-10 
Besonderheiten Berücksichtigt wurde der 
Bildungsplan 2016 (inkl. der 
entsprechenden Stundeta-
fel). Ab dem 1.08.16 wurde 
dieser schrittweise, begin-
nend ab den Jg. 5&6, einge-
führt. 
Berücksichtigt wurde der 
Bildungsplan 2016 (inkl. der 
entsprechenden Stundeta-
fel). Ab dem 1.08.16 wurde 
dieser schrittweise, begin-
nend ab den Jg. 5&6, einge-
führt. 
Berücksichtigt wurde der 
Bildungsplan 2016 (inkl. der 
entsprechenden Stundeta-
fel). Ab dem 1.08.16 wurde 
dieser schrittweise, begin-
nend ab den Jg. 5&6, einge-
führt. 
Stundentafel KM BW 2019a 
Kontingentstundentafel für 
die Klassen 5 bis 10 der 
Realschule 
KM BW 2019b 
Stundenkontingent für die 
Gemeinschaftsschule – Se-
kundarstufe I 
KM BW 2018 
Kontingentstundentafel für 
die Klassen 5 bis 10 der 
Gymnasien der Normalform 












                                                     
6 Bei Angabe der separat ausgewiesenen Wochenstunden für das Leitfach gilt der Berechnungsfaktor 1. Sofern keine anderen Rege-
lungen vorliegen, wurden die einzelnen Fächer des Lernbereiches gleichgewichtig berücksichtigt.   
Bayern 
 Realschule Gymnasium 
Leitfach der politischen 
Bildung 
Sozialkunde Politik und Gesellschaft 
Lernbereich des Leitfaches - - 
Fächer des Lernbereiches - - 
Berechnungsfaktor Fachun-
terricht des Leitfaches6 
1 1 
Obligatorische Wochen-
stunden des Leitfaches 
2 1 
Jahrgänge mit Fachunter-
richt des Leitfaches 
Jg. 10 Jg. 10 
Besonderheiten - Berücksichtigt wurden nur die Stunden-
tafeln folgender Gymnasien: Sprachli-
ches (einschließlich Humanistisches) 
Gymnasium (SG); Naturwissenschaft-
lich–technologisches Gymnasium 
(NTG); Musisches Gymnasium (achtjäh-
rige Form – MuG). 
Stundentafel KWMBI RSO 2018, § 16, Anlage 1 
Stundentafel für die Realschule Wahl-
pflichtfächergruppe I 
KWMBI GSO 2019, § 15 Abs. 1, Anlage 
1 
Stundentafeln für die Jahrgangsstufen 5 
bis 10: Sprachliches (einschließlich Hu-
manistisches) Gymnasium (SG); Natur-
wissenschaftlich–technologisches Gym-
nasium (NTG); Musisches Gymnasium 
(achtjährige Form – MuG) 















                                                     
7 Bei Angabe der separat ausgewiesenen Wochenstunden für das Leitfach gilt der Berechnungsfaktor 1. Sofern keine anderen Rege-
lungen vorliegen, wurden die einzelnen Fächer des Lernbereiches gleichgewichtig berücksichtigt.   
Berlin 
 Integrierte Sekundarschule Gymnasium 
Leitfach der politischen 
Bildung 
Politische Bildung Politische Bildung 
Lernbereich des Leitfaches Gesellschaftswissenschaften Gesellschaftswissenschaften 
Fächer des Lernbereiches Geschichte, Politische Bildung, Geogra-
fie, Ethik 
Geschichte, Politische Bildung, Geogra-
fie, Ethik 
Berechnungsfaktor Fachun-
terricht des Leitfaches7 
1 14 
Obligatorische Wochen-
stunden des Leitfaches 
4 4 
Jahrgänge mit Fachunter-
richt des Leitfaches 
Jg. 7-10 Jg. 7-10 
Besonderheiten Die Sekundarstufe I umfasst die Jahr-
gangstufen 7-10.  
In dem Fach Geschichte/Politische Bil-
dung sollen pro Halbjahr etwa ein Drittel 
des Unterrichts auf Sozialkunde entfal-
len. 
Die Sekundarstufe I umfasst die Jahr-
gangstufen 7-10.  
In dem Fach Geschichte/Politische Bil-
dung sollen pro Halbjahr etwa ein Drittel 
des Unterrichts auf Sozialkunde entfal-
len. 
Stundentafel SENBJW 2019, Anlage 1 
Stundentafel der Integrierten Sekundar-
schule 
SENBJW 2019, Anlage 2 
Stundentafel des Gymnasiums 













                                                     
8 Bei Angabe der separat ausgewiesenen Wochenstunden für das Leitfach gilt der Berechnungsfaktor 1. Sofern keine anderen Rege-
lungen vorliegen, wurden die einzelnen Fächer des Lernbereiches gleichgewichtig berücksichtigt.   
Brandenburg 
 Gesamtschule & Oberschule Gymnasium 
Leitfach der politischen 
Bildung 
Politische Bildung Politische Bildung 
Lernbereich des Leitfaches Geografie, Geschichte, Politische Bil-
dung 
Geografie, Geschichte, Politische Bil-
dung 
Fächer des Lernbereiches Geografie, Geschichte, Politische Bil-
dung 
Geografie, Geschichte, Politische Bil-
dung 
Berechnungsfaktor Fachun-
terricht des Leitfaches8 
1/3 1/3 
Obligatorische Wochen-
stunden des Leitfaches 
3,33 4,33 
Jahrgänge mit Fachunter-
richt des Leitfaches 
Jg. 7-10 Jg. 7-10 
Besonderheiten Die Sekundarstufe I umfasst die Jahr-
gangstufen 7-10. Berücksichtigt wurden 
nur die in der Kontingentstundentafel 
Gesamtschule und Oberschule angege-
benen Mindeststunden in den Jahr-
gangsstufen 7 bis 10. 
Die Sekundarstufe I umfasst die Jahr-
gangstufen 7-10. Berücksichtigt wurden 
nur die in der Kontingentstundentafel 
Gymnasium angegebenen Mindeststun-
den in den Jahrgangsstufen 7 bis 10. 
Stundentafel MBJS 2018, § 11 Abs. 1 und 3, Anlage 1 
Kontingentstundentafel Gesamtschule 
und Oberschule 
MBJS 2018, § 11 Abs. 1 und 3, Anlage 1 
Kontingentstundentafel Gymnasium 














                                                     
9 Bei Angabe der separat ausgewiesenen Wochenstunden für das Leitfach gilt der Berechnungsfaktor 1. Sofern keine anderen Rege-
lungen vorliegen, wurden die einzelnen Fächer des Lernbereiches gleichgewichtig berücksichtigt.   
Bremen 
 Oberschule Gymnasium 
Leitfach der politischen 
Bildung 
Politik Politik 
Lernbereich des Leitfaches Gesellschaft und Politik Gesellschaft und Politik 
Fächer des Lernbereiches Geografie, Geschichte, Politik; Wirt-
schaft, Arbeit, Technik (WAT); Religion, 
Philosophie 
Geografie, Geschichte, Politik; Wirt-
schaft, Arbeit, Technik (WAT); Religion, 
Philosophie 
Berechnungsfaktor Fachun-
terricht des Leitfaches9 
1/3 1/3 
Obligatorische Wochen-
stunden des Leitfaches 
5,67 5 
Jahrgänge mit Fachunter-
richt des Leitfaches 
Jg. 5-10 Jg. 5-9 
Besonderheiten - Die Sekundarstufe I umfasst die Jahr-
gangstufen 5-9.  
Stundentafel SBW HB 2016, Anlage 1 
Kontingentstundentafel für die Ober-
schule 
SBW HB 2014, Anlage 1 
Kontingentstundentafel für das Gymna-
sium 













                                                     
10 Bei Angabe der separat ausgewiesenen Wochenstunden für das Leitfach gilt der Berechnungsfaktor 1. Sofern keine anderen Rege-
lungen vorliegen, wurden die einzelnen Fächer des Lernbereiches gleichgewichtig berücksichtigt.   
Hamburg 
 Stadtteilschule Gymnasium 
Leitfach der politischen 
Bildung 
Politik-Gesellschaft-Wirtschaft Politik-Gesellschaft-Wirtschaft 
Lernbereich des Leitfaches Gesellschaftswissenschaften Gesellschaftswissenschaften 





terricht des Leitfaches10 
1/3 1/3 
Obligatorische Wochen-
stunden des Leitfaches 
3,56 4,22 
Jahrgänge mit Fachunter-
richt des Leitfaches 
Jg. 7-10 Jg. 7-10 
Besonderheiten - - 
Stundentafel BSB HH 2018, § 41, Anlage 4 
Stundentafel für die Stadtteilschule auf 
Grundlage einer fünfundvierzigminütigen 
Unterrichtsstunde 
 
BSB HH 2018, § 42, Anlage 6 
Stundentafel für das Gymnasium auf 
Grundlage einer fünfundvierzigminütigen 
Unterrichtsstunde 
 

















                                                     
11 Bei Angabe der separat ausgewiesenen Wochenstunden für das Leitfach gilt der Berechnungsfaktor 1. Sofern keine anderen Rege-
lungen vorliegen, wurden die einzelnen Fächer des Lernbereiches gleichgewichtig berücksichtigt.   
Hessen 
 Realschule Gesamtschule Gymnasium 
Leitfach der politi-
schen Bildung 
Politik und Wirtschaft Politik und Wirtschaft Politik und Wirtschaft 
Lernbereich des 
Leitfaches 
- Gesellschaftslehre - 
Fächer des Lernbe-
reiches 














Jg. 5-10 Jg. 5-9 Jg. 5-9 
Besonderheiten - - Die Sekundarstufe I umfasst 
die Jahrgangstufen 5-9. 
Stundentafel HKM 2015, § 9 
StdTafV-SekIV – Stundenta-




HKM 2015, § 14 
StdTafV-SekIV – Stundenta-





HKM 2015, § 11 
StdTafV-SekIV – Stundenta-














                                                     
12 Bei Angabe der separat ausgewiesenen Wochenstunden für das Leitfach gilt der Berechnungsfaktor 1. Sofern keine anderen Rege-
lungen vorliegen, wurden die einzelnen Fächer des Lernbereiches gleichgewichtig berücksichtigt.   
Mecklenburg-Vorpommern 
 Regionale Schule Gesamtschule Gymnasium 
Leitfach der politi-
schen Bildung 




































Jg. 7-10 Jg. 7-10 Jg. 7-10 
Besonderheiten Schulartunabhängige Orien-
tierungsstufe in Jg. 5 & 6. In 
diesen Jahrgängen wird 
Geschichte, Geographie 
oder das Integrationsfach 
Weltkunde (ohne einen So-
zialkundeanteil) unterrichtet. 
In den Jg. 7-10 wird Ge-
schichte, Geographie, Sozi-




tierungsstufe in Jg. 5 & 6. In 
diesen Jahrgängen wird 
Geschichte, Geographie 
oder das Integrationsfach 
Weltkunde (ohne einen So-
zialkundeanteil) unterrichtet. 
In den Jg. 7-10 wird Ge-
schichte, Geographie, Sozi-




tierungsstufe in Jg. 5 & 6. In 
diesen Jahrgängen wird 
Geschichte, Geographie 
oder das Integrationsfach 
Weltkunde (ohne einen So-
zialkundeanteil) unterrichtet. 
In den Jg. 7-10 wird Ge-
schichte, Geographie, Sozi-
alkunde oder das Integrati-
onsfach Weltkunde angebo-
ten. 




gionale Schule, das Gymna-
sium und die Integrierte 
Gesamtschule 
 




gionale Schule, das Gymna-
sium und die Integrierte 
Gesamtschule 
 




gionale Schule, das Gymna-
sium und die Integrierte 
Gesamtschule 
 
















                                                     
13 Bei Angabe der separat ausgewiesenen Wochenstunden für das Leitfach gilt der Berechnungsfaktor 1. Sofern keine anderen Rege-
lungen vorliegen, wurden die einzelnen Fächer des Lernbereiches gleichgewichtig berücksichtigt.   
Niedersachsen 
 Realschule & Oberschule Gesamtschule Gymnasium 
Leitfach der politi-
schen Bildung 













tik-Wirtschaft, Religion / 












Jg. 7-10 Jg. 5-10 Jg. 8-10 
Besonderheiten - - - 
Stundentafel MK NI 2017a, Anlage zu 
Nr. 3  
Stundentafel 
MK NI 2017b, Anlage zu 
Nr. 3.1  
Stundentafel I 
MK NI 2014, Anlage zu 
Nr. 3.1.1  
Stundentafel 
MK NI 2015, Anlage zu 
Nr. 3.1  
Stundentafel 1 


















                                                     
14 Bei Angabe der separat ausgewiesenen Wochenstunden für das Leitfach gilt der Berechnungsfaktor 1. Sofern keine anderen Rege-
lungen vorliegen, wurden die einzelnen Fächer des Lernbereiches gleichgewichtig berücksichtigt.   
Nordrhein-Westfalen 
 Realschule Gesamtschule Gymnasium 
Leitfach der politi-
schen Bildung 
Politik Politik Politik/Wirtschaft 
Lernbereich des 
Leitfaches 




















Jg. 5 - 10 Jg. 5 - 10 Jg. 5 - 10 
Besonderheiten - - - 
Stundentafel MSB 2019b, Anlage 2 
Stundentafeln für die Sekun-
darstufe I - Realschule 
MSB 2019b, Anlage 4 
Stundentafeln für die Sekun-
darstufe I - Gesamtschule 
MSB 2019b, Anlage 3a 
Stundentafeln für die Sekun-
darstufe I - Gymnasium 












                                                     
15 Bei Angabe der separat ausgewiesenen Wochenstunden für das Leitfach gilt der Berechnungsfaktor 1. Sofern keine anderen Rege-
lungen vorliegen, wurden die einzelnen Fächer des Lernbereiches gleichgewichtig berücksichtigt.   
Rheinland-Pfalz 






Gesellschaftswissenschaftlicher Bereich Gesellschaftswissenschaftlicher Bereich 
Fächer des Lern-
bereiches 




















Der gesellschaftswissenschaftliche Bereich 
besteht anders als am Gymnasium nicht aus 
den drei Fächern Erkunde, Geschichte und 
Sozialkunde, sondern nur aus dem Integrati-
onsfach Gesellschaftslehre. Berücksichtigt 
wurden nur 3 Wochenstunden, was dem 
Sozialkundeanteil auch am Gymnasium ent-
spricht. 
- 
Stundentafel MBWWK RLP 2007, Nr. 3.5 
Stundentafel Integrierte Gesamtschule 
 





















                                                     
16 Bei Angabe der separat ausgewiesenen Wochenstunden für das Leitfach gilt der Berechnungsfaktor 1. Sofern keine anderen Rege-
lungen vorliegen, wurden die einzelnen Fächer des Lernbereiches gleichgewichtig berücksichtigt.   
Saarland 
 Gemeinschaftsschule Gymnasium 
Leitfach der politischen 
Bildung 
Sozialkunde Sozialkunde 
Lernbereich des Leitfaches Gesellschaftswissenschaften - 
Fächer des Lernbereiches Erdkunde, Geschichte, Sozialkunde - 
Berechnungsfaktor Fachun-
terricht des Leitfaches16 
Jg. 5-8: 1/3, Jg. 9-10: 1 1 
Obligatorische Wochen-
stunden des Leitfaches 
5,67 4 
Jahrgänge mit Fachunter-
richt des Leitfaches 
Jg. 5-10 Jg. 9-10 
Besonderheiten - - 
Stundentafel MBK SL 2016, Anlage 1 
Stundentafel Gemeinschaftsschule - 
Sekundarstufe I  
 
MB SL 2015, Anlage 1 
Stundentafel I der Klassenstufen 5 - 10 
des Gymnasiums 

















                                                     
17 Bei Angabe der separat ausgewiesenen Wochenstunden für das Leitfach gilt der Berechnungsfaktor 1. Sofern keine anderen Rege-
lungen vorliegen, wurden die einzelnen Fächer des Lernbereiches gleichgewichtig berücksichtigt.   
Sachsen 





















Jg. 7-9 Jg. 7-10 
Besonderheiten - - 
Stundentafel SMK 2019, Ziffer IV Nr. 1, Anlage 3a  
Stundentafel I für die Mittelschule 
 
SMK 2019, Ziffer V Nr. 1, Anlage 4a 
Stundentafel I für das Gymnasium Sekundarstufe 
I 
 










                                                     
18 Bei Angabe der separat ausgewiesenen Wochenstunden für das Leitfach gilt der Berechnungsfaktor 1. Sofern keine anderen Rege-
lungen vorliegen, wurden die einzelnen Fächer des Lernbereiches gleichgewichtig berücksichtigt.   
Sachsen-Anhalt 
 Sekundarschule Gesamtschule Gymnasium 
Leitfach der politi-
schen Bildung 
























Jg. 8-10 Jg. 8-10 Jg. 8-10 
Besonderheiten Der Gesellschaftswissen-
schaftlichen Fächergruppe 
stehen in den Jg. 7-8 insge-
samt 6 Pflichtstunden und in 
den Jg. 9 und 10 jeweils 3 
Pflichtstunden zur Verfü-
gung. Das Fach Sozialkunde 
darf jedoch erst ab Jg. 8 
unterrichtet werden. Die 6 
Pflichtstunden aus den Jg. 7-
8 wurden bei der Berech-
nung dennoch gleichmäßig 
auf alle drei Fächer verteilt, 
weil gesetzlich keine andere 
Regelung vorliegt. 
- Die Gesamtwochenstunden 
des Faches Sozialkunde in 
Jg. 10 wurden durch die 
gleichmäßige Verteilung der 
Wochenstunden auf die zwei 
Fächer Geografie und Sozi-
alkunde ermittelt. 
Stundentafel MB LSA 2018, Nr. 1 
Stundentafel 
 
MB LSA 2010, Nr. 6.1 
Stundentafel der Integrierten 
Gesamtschule für die Schul-
jahrgänge 5 bis 10 
 
MB LSA 2017, Nr. 4.1 
Stundentafeln Sekundarstufe 
I 











                                                     
19 Bei Angabe der separat ausgewiesenen Wochenstunden für das Leitfach gilt der Berechnungsfaktor 1. Sofern keine anderen Rege-
lungen vorliegen, wurden die einzelnen Fächer des Lernbereiches gleichgewichtig berücksichtigt.   
Schleswig-Holstein 
 Gemeinschaftsschule Gymnasium 
Leitfach der politischen 
Bildung 
Weltkunde Wirtschaft/Politik  
 
Lernbereich des Leitfaches Gesellschaftswissenschaften Gesellschaftswissenschaften 
Fächer des Lernbereiches Geschichte, Geographie, Weltkunde; 
Religion/Philosophie 
Geschichte, Geographie, Wirt-
schaft/Politik (darin enthalten: Berufsori-
entierung), Religion/Philosophie 
Berechnungsfaktor Fachun-
terricht des Leitfaches19 
¼ 1/3 
Obligatorische Wochen-
stunden des Leitfaches 
6,5 7 
Jahrgänge mit Fachunter-
richt des Leitfaches 
Jg. 5-10 Jg. 5-9 
Besonderheiten - Die Sekundarstufe I umfasst die Jahr-
gangstufen 5-9.  
Für das Fach Religion gilt ein Mindest-
kontingent von 6 Wochenstunden für die 
Jahrgangsstufen 5 bis 9 im achtjährigen 
Bildungsgang. Um die Gesamtwochen-
stunden des Faches Wirtschaft/Politik zu 
berechnen, wurde aus dem Gesamtkon-
tingent des Fachbereichs Gesell-
schaftswissenschaften die 6 Mindestwo-
chenstunden des Faches Religion her-
ausgerechnet.  
Stundentafel MBK SH 2019 
Kontingentstundentafel für die Gemein-
schaftsschule 
MBK SH 2019 
Kontingentstundentafel für das Gymna-
sium, Sekundarstufe 1 














                                                     
20 Bei Angabe der separat ausgewiesenen Wochenstunden für das Leitfach gilt der Berechnungsfaktor 1. Sofern keine anderen Rege-
lungen vorliegen, wurden die einzelnen Fächer des Lernbereiches gleichgewichtig berücksichtigt.   
Thüringen 









































Jg. 8-10 Jg. 7-10 Jg. 9-10 
Besonderheiten - - - 
Stundentafel TMBJS 2018, § 44 Abs. 1, 
Anlage 2 
Rahmenstundentafel I für die 
Klassenstufen 5 bis 10 an 
der Regelschule 
TMBJS 2018, § 147a Abs. 9, 
Anlage 10a 
Rahmenstundentafel für die 
Klassenstufen 1 bis 10 an 
der Gemeinschaftsschule 
TMBJS 2011, § 149 Abs. 7, 
Anlage 12 
Rahmenstundentafel für die 
Klassenstufen 5 bis 10 an 
der integrierten Gesamt-
schule 
TMBJS 2018, § 44 Abs. 1, 
Anlage 4 
Rahmenstundentafel für die 
Klassenstufen 5 bis 10 am 
Gymnasium 
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